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urfen, mailen, soziale Netze
nutzen – Computer und Inter -
net sind am Arbeitsplatz und

zu Hause längst zu einer Selbstver -
ständlichkeit geworden. Auch sind
wir inzwischen online mobil. Ist das
Segen oder Fluch oder beides zu -
gleich? Zeit- und ortsunabhängiges
Arbeiten ist keine Utopie mehr. Es
wird sich  zum Standard entwickeln.
Die Digitalisierung hat alle Bereiche
unseres Lebens erfasst und bestimmt
zunehmend wie wir leben, arbeiten,
kommunizieren.

Die digitale Transformation ist welt-
weit eines der wichtigsten Wirt -
schafts themen. Der digitale Wandel
nimmt immer mehr Tempo auf. Das
stellt sowohl die Wirtschaft, die
Bürgerinnen und Bürger als auch die
Politik vor neue Herausforderungen.
Und nicht immer ist am Anfang ab -
sehbar, was digitale Technologien be -
wirken und welche Folgen sich aus
der Anwendung ergeben können.

Die Digitalisierung ist eine Heraus -
forderung auf vielen Ebenen und des-
halb ein Thema ganz oben auf der
politischen Agenda. Das Internet,
neue Hard- und Softwareent wicklun -
gen verändern Arbeitsabläufe in Fa -
bri ken und Werkstätten. Die zuneh-
mende Digitalisierung erlaubt es,
immer mehr Produktions- und Ar -
beits abläufe vollautomatisch durchzu-
führen. Die wirtschaftliche Tätigkeit
von Unternehmen ist ohne Informa -
tions- und Kommunikationstechno -
logien (IKT) heute undenkbar. Ein
modernes Unternehmen gleich wel-
cher Größe lässt sich ohne die Nut -
zung von Informationstechnik nicht
mehr erfolgreich führen. Jeder Mana -
ger muss sich fragen, wo und wie die
eigenen Geschäftsmodelle betroffen
sind. Zahlreiche Prozesse können
internetbasiert viel schneller und ein-
facher durchgeführt werden. Über
das „www“ lassen sich neue Ab -

satzmärkte und Kun den gewinnen.
Das zeigt: Informa tions- und Kom -
munikationstechnologien sind unbe-
stritten wesentliche Innovations -
treiber.

Nicht nur Produk -
tionsprozesse und
Geschäftsmodelle
ver ändern sich: Die
Digitalisierung bie-
tet neue Potenziale
für die Gestaltung
von Inhalt, Prozess
und Organisation
der Arbeit und Zu -
sammenarbeit. Die -
se Veränderungen
bieten Arbeitneh -
mern und Arbeit -
gebern neue Chan -
cen, sie werfen aber
gleichzeitig neue
Fra gen auf. Wie sor-
gen wir z.B. dafür,
dass Ar beits- und
Privatleben getrennt
bleiben und nicht
zunehmend inein-
ander verschmelzen?

Die Digitalisierung verändert schon
heute Arbeitsprozesse, indem sie den
Zugang zu weltweit verteilten Infor -
ma tionen, Wissen, Ressourcen, Kom -
petenzen, Fachkräften und intelligen-
ten Tools bis hin zur Automa tisierung
von Administration und Produktion
erleichtert bzw. ermöglicht. Daraus
folgt zum einen eine stärkere Durch -
dringung und auch Neugestaltung
von Arbeitspro zes sen durch digitale
Technologien, zum anderen die Flexi -
bili sie rung vieler Arbeits prozesse, fla-
chere Hierarchien und die Automa -
tisie rung von Arbeitspro zes sen vor
allem im mittleren Qualifikations seg -
ment. Ex perten sagen, dass der höhe-
re Automatisierungsgrad dafür sor-
gen werde, dass die Mitarbeiter Ihre
Arbeitszeit noch effizienter nutzen

können. Der Mensch werde künftig
vor allem steuernde und überwachen-
de Aufgaben übernehmen. Seine
Sinne, die Fähigkeit zu hören und zu

sehen befähigen den
Menschen bei vielen
Aufgaben immer
noch besser als Ma -
schinen. Wir wollen
dafür sorgen, dass es
auch in der „digita-
len Moderne“ men-
schenwürdige Arbeit
gibt und werden
diese Debatte ge -
mein sam mit den
Gewerkschaften vor-
antreiben.

Trotz aller Euphorie
für die Digitalisie -
rung und die zuneh-
mende Vernet zung,
haben viele mittler-
weile er kannt, wel-
che neuen Angriffs -
mög lich keiten und
Verwundbarkeiten
da durch entstanden

sind. Sowohl staatliche Einrichtungen
als auch private Wirtschaftsunter -
nehmen und private Nutzer werden
durch Cyberangriffe und Hackeratta -
cken bedroht. Nicht nur Geschäftsge -
heimnisse und das Know-How von
Unternehmen stehen auf dem Spiel.
Auch die Daten von Geschäfts part -
nern, Mitarbeitern, Lie feranten und
Kunden sind das Ziel von Cyberkrimi -
nellen. Hacker können IT-Systeme
lahmlegen. Das kann zu immensen
Verlusten für die Unter nehmen füh-
ren und im Extremfall sogar existenz-
bedrohend sein. Der Schutz und der
sicherheitsbewusste Einsatz von IKT-
Systemen ist im digitalen Zeitalter für
die Wirtschaft von großer Bedeutung.

Besonders die innovativen Unterneh -
men – und das sind in Deutschland
ge rade mittelständische Unterneh men

Digitale Agenda
mit Fokus auf IT-Sicherheit und Industrie 4.0

Von Brigitte Zypries, MdB und Parlamentarische Staatssekretärin

S

Brigitte Zypries ist seit 2005 Mitglied des
Deutschen Bundestages. Von 2002 bis
2009 war sie Bundesministerin der
Justiz. Seit Dezember 2013 ist sie Parla -
mentarische Staatssekretärin beim Bun -
desminister für Wirtschaft und Ener gie
und seit Januar 2014 Koordinatorin der
Bundesregierung für die Deutsche Luft-
und Raumfahrt.



– brauchen einen wirksamen Schutz
ihrer Unternehmensdaten. Auch Kom -
munikationswege müssen geschützt
werden. Häufig fehlen aber die finan-
ziellen oder personellen Res sourcen,
um Geschäftsabläufe und Unterneh -
mensdaten adäquat ab zusichern.

Wenn man halbwegs sicher im Netz
unterwegs sein will, muss man Ver -
schlüsselungs- und Schutzmecha nis -
men einsetzen. Gefordert ist in erster
Linie die Wirtschaft selbst, die Chan -
cen und auch die Gefahren zu erken-
nen und damit umzugehen. Und
jeder Nutzer sollte beruflich wie privat
elementare Regeln in der Kommuni -
ka tion und im Umgang mit Daten ein-
halten, ohne Angst vor Mithörern
oder -lesern haben zu müssen. Der
Staat kann für bestehende Sicher -
heits risiken sensibilisieren und die
Unter neh men beim Einsatz von siche-
reren Informations- und Kommunika -
tions tech nologien unterstützen sowie
die Zu sammenarbeit der Akteure be -
fördern.

Das Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie hat die Initiative „IT-
Sicherheit in der Wirtschaft“ gestar-
tet. Vor allem kleine und mittlere
Unternehmen sollen für IT-Sicherheit
sensibilisiert werden – dafür bieten
wir konkrete Unterstützung an. Wir
zeigen, wie sich Unternehmen vor
Datenabgriffen durch Dritte besser
schützen können. Zum Angebot ge -
hört ein Webseitencheck, der mögli-
che Sicherheitsrisiken auf eigenen
Unternehmenswebsites aufzeigt und
gezielte Hilfe bei der Beseitigung von
Schadprogrammen anbietet. Es wird
aber auch in einem „Sicherheits navi -
gator“ gezeigt, wo man konkrete Si -
cher heitstechnologien erwerben kann
und was das Kosten-Nutzen-Verhält -
nis ist (mehr Informationen auf www.
it-sicherheit-in-der-wirt schaft.de).

Die Stärke von Wirtschaftsnationen
wird immer mehr von der Fähigkeit

bestimmt, Informationen zu verarbei-
ten, Wissen zu erlangen und nutzbar
zu machen. Die digitale Wirtschaft
eröffnet große Chancen auf dem
Weltmarkt. Deutschland kann diese
Chancen im internationalen Vergleich
insbesondere durch eine Verbindung
mit seiner starken wirtschaftlichen
Stellung in der Industrie zur Geltung
bringen. Dazu müssen wir weiter
innovativ sein und digitale Technolo -
gien branchenübergreifend zum Ein -
satz bringen. Es geht nicht mehr nur
darum, wer die besten oder billigsten
Maschinen und Anlagen baut, son-
dern vor allem auch darum, wie man
ihren Lebenszyklus mit Hilfe der
Informations- und Kommunikations -
techniken effizient steuert.

In den kommenden Jahren wird eine
hochflexible Produktion individuali-
sierter, digital veredelter Produkte und
Dienstleistungen verstärkt in die In -
dustrie einziehen. Wertschöpfungs -
pro zesse verändern sich, neue Ge -
schäftsmodelle werden entstehen. 

Die grundlegende Idee der vierten
industriellen Revolution (Industrie 4.0)
besteht in der Verbindung von Kom -
ponenten und Maschinen der physi-
schen Welt mit dem Internet auf der
Basis so genannter Cyber-Physikali -
scher Systeme (CPS). In der Industrie
4.0 verfügen Werkstücke über ein
elektronisches Produktgedächtnis und
Intelligenz. Sie führen selbst die nöti-
gen Informationen über erforderliche
Bearbeitungsschritte mit sich und
lösen eigenständig Bearbeitungsauf -
träge aus. Intelligente Maschinen ko -
ordinieren eigenständig deren Ab -
wick lung und initiieren Logistik auf -
träge zur Bereitstellung notwendigen
Materials. Diese werden von intelli-
genten Transportsystemen eigenstän-
dig erledigt. Alles das spielt sich nicht
zwangsläufig in einer einzelnen Fa -
brik halle ab. Aus der Kombination in -
tel li genter Fabriken (Smart Facto ries)

können vielmehr unternehmens- und
länderübergreifende Produk tions netz -
werke entstehen. Dieses Bild ist sicher
noch eine Vision, aber es enthält viele
Elemente, die heute schon verfügbar
sind. Und es verdeutlicht die enorme
Tragweite von In dustrie 4.0.

In der Industrie 4.0 geht es nicht um
menschenleere Fabriken. Die Beschäf -
tigten übernehmen neue Verantwort -
lichkeiten und treffen grundlegende
Entscheidungen in der Produktion.
Maschinen assistieren mit intelligen-
ten Fähigkeiten. Es entstehen neue
Formen der Arbeitsorganisation, die
neue Ausbildungs- und Qualifika -
tions profile erfordern. Die Industrie
4.0 benötigt hervorragend ausgebil-
dete Fachkräfte.

Wenn das Internet die grundlegende
Kommunikationsinfrastruktur für In -
dustrie 4.0 werden soll, dann ist jetzt
eine Einigung der Industrie zum
Übergang auf das IPv6-Protokoll für
die weitere Entwicklung entschei-
dend. IPv6 ermöglicht die übergrei-
fende Vernetzung von Produzenten,
Prozessen und Produkten. IPv6 er -
laubt es, jedes CPS weltweit eindeutig
anzusprechen. 

Die Industrie von morgen wird bei der
Internet-basierten Vernetzung die
Anforderungen an die IT-Sicherheit
grundlegend überdenken müssen.
Zunehmende Industriespionage be -
rührt vor allem die Vertraulichkeit von
Daten. Zur Sicherstellung eines rei-
bungslosen Produktionsablaufs müs-
sen Integrität und Verfügbarkeit rele-
vanter Daten gewährleistet sein. Die
begleitende Einbeziehung von IT-
Sicherheit in Entwicklungsarbeiten
von Anfang an ist ein Muss. Neben
technischen und organisatorischen
Aspekten sind insbesondere recht-
lichen Rahmenbedingungen zu be -
achten, die bei weltweiter Vernetzung
über nationale Grenzen hinausgehen.
Die deutsche IT-Sicherheitswirtschaft
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hat gute Chancen, sich in diesem Feld
erfolgreich zu positionieren.

Das Zukunftsprojekt Industrie 4.0 wird
ein wichtiges Element der Digi talen
Agenda sein. Zur Umsetzung leistet
das BMWi mit dem neuen Tech nolo -
gieprogramm „Autonomik für In dus -
trie 4.0“ (www.autonomik40.de) ei -
nen wichtigen Beitrag. Die Plattform
Industrie 4.0 der Verbände VDMA,
ZVEI und BITKOM ist eine ausgezeich-
nete Basis für die erforderliche bran-
chenübergreifende Kooperation und
den Austausch mit Wissenschaft und
Politik. Wir haben uns eine gute Aus -
gangsposition im weltweiten Wett -
 bewerb geschaffen. Nun müssen wir
die nächsten Hürden nehmen. Auf der
Strecke zeichnen sich neue Chan cen
und Herausforderungen bei The men
wie 3D-Druck und „Future Inter net“
mit Auswirkungen auf die Indus trie -
pro duktion ab. Ich bin überzeugt: Der
deutschen Wirtschaft wird es gelin gen,
diesen Weg erfolgreich zu bewältigen.

Gemäß dem „Monitoring Report
Digi tale Wirtschaft 2013“ des Bun -
deswirtschaftsministeriums liegt die
digitale Wirtschaft in Deutschland im
Vergleich der 15 wichtigsten Stand -
orte weltweit auf Rang fünf. Der An -
stieg von Investitionen und Be schäf -
tigung spiegelt die hohe Dyna mik in
der digitalen Wirtschaft wider. Unsere
Position ist nicht schlecht, bietet aber
Potenzial für Verbesserun gen.

Für einen starken Digitalstandort sind
große Hightech-Unternehmen wich-

tig. Vergessen dürfen wir aber nicht,
dass Internetkonzerne wie Google
oder Facebook vor wenigen Jahren
noch unbekannte Startups waren.
Auch unsere Volkswirtschaft braucht
die Impulse von motivierten Gründe -
rin nen und Gründern, damit sie dyna-
misch und wettbewerbsfähig bleibt.
Deshalb wollen wir auch bessere Rah -
menbedingungen für Gründer und
Startups erreichen. Der „Beirat Junge
Digitale Wirtschaft“ des Bundeswirt -
schaftsministeriums hat Empfehlun -
gen zur Verbesserung der Wachs -
tums bedingungen für junge Unter -
nehmen gegeben. So hat der Beirat
z.B. das „Matching“, also das aktive
Zusammenbringen der etablierten
Industrie mit den Startups, vorge-
schlagen. Große Unternehmen, aber
auch die mittelständische Industrie
profitieren davon, wenn sie sich für
neue Trends und Technologien öff-
nen. Der frische Blick junger Unter -
nehmen und ihr Umgang mit Themen
wie Cloud Computing oder Big Data
bietet auch etablierten Unternehmen
neue Möglichkeiten, kreative Lösun -
gen frühzeitig aufzugreifen.

Das Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie hat über die letzten Jahre
ein umfangreiches Angebot zur Start -
up-Förderung aufgebaut. Förderpro -
gramme wie EXIST, Gründerwettbe -
werb – IKT innovativ, Hightech-Grün -
derfonds oder der German Acce -
lerator Silicon Valley haben mit dazu
beigetragen, dass sich in Deutschland
eine Startup-Szene herausgebildet

hat, die internationale Ausstrahlungs -
kraft besitzt. Insbesondere Berlin hat
eine erstaunliche Dynamik entwickeln
können und zählt heute neben dem
Silicon Valley, London und Tel Aviv zu
den weltweiten „Hot Spots“. Doch
auch Hamburg, die Rhein-Main-
Region und München können im
europäischen Vergleich punkten. Eine
lebendige Startup-Kultur ist wichtig
für den Strukturwandel der gesamten
Wirtschaft. Deshalb haben wir die
Fördermöglichkeiten für Startups wei-
ter verbessert.

Die Debatte über die Auswirkungen
der Digitalisierung auf die ökonomi-
sche sowie gesellschaftliche und kul-
turelle Entwicklung ist in vollem
Gange. 

Und sie geht alle an – Wirtschaft,
Wissenschaft, Politik, Tarifpartner,
Zivilgesellschaft, jeden Einzelnen. Wir
brauchen eine Strategie, wie wir mit
den Chancen der Digitalisierung, aber
auch mit den damit verbundenen
Risiken verantwortungsvoll umgehen. 

Die Bundesregierung wird deshalb
eine Digitale Agenda für Deutschland
mit allen Beteiligten erarbeiten und
umsetzen. Wir werden darin Auf -
gaben, Ziele, Projekte und Maßnah -
men für die nächste Phase der Digi -
talisierung festlegen und Rahmenbe -
dingungen schaffen, damit Deutsch -
land digitales Wachstumsland Nr. 1 in
Europa wird. Ich bin sicher, dass wir
diesen Weg erfolgreich beschreiten
werden.
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Ingenieure ohne Grenzen e. V.

Spendenkonto:
Ingenieure ohne Grenzen e. V. | Kto-Nr.: 1030 333 337 | BLZ: 533 500 00 
Bank: Sparkasse Marburg Biedenkopf | IBAN: DE89 5335 0000 1030 3333 37 
BIC: HELADEF1MAR | Verwendungszweck: Wo es am nötigsten gebraucht wird

Ingenieure ohne Grenzen e.V. löst akute Probleme in den Bereichen Wasser-, Sanitär- und Energieversorgung, 
baut Gebäude und Brücken und verbessert durch die Sicherung der infrastrukturellen Grundversorgung die 
Lebensbedingungen von Menschen weltweit. Dies kann eine Brücke sein, um zu einem Krankenhaus zu gelan-
gen oder auch der Aufbau einer Wasserversorgung, um die Kindersterblichkeit zu verringern.

Wir forschen an neuen Techniken und praktischen Lösungen und gehen hierbei auf die unterschiedlichen Be-
dürfnisse einer Region ein. In Tansania gibt es wenig Wasser und Viehzucht. Daher wurde eine Biogasanlage

wird mit den Menschen vor Ort gemeinsam getestet.

www.ingenieure-ohne-grenzen.org.



Ingenieure in der Wirtschaft

Flächendeckender Breitbandausbau 
IfKom: größte Herausforderung der 4 Agenda
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er flächendeckende Breit -
bandausbau bleibt nach Auf -
fassung der Ingenieure für

Kommunikation (IfKom) die dringend-
ste infrastrukturelle Herausforderung
Deutschlands zur Umsetzung der digi-
talen Agenda. Nur wenn dieses Rück -
grat der Informations- und Kommuni -
ka tionstechnik (ITK) bundesweit in
ausreichender Qualität zur Verfügung
steht, können die Prozesse der Wirt -
schaft und der Industrie in der digita-
len Welt wettbewerbsfähig umge-
setzt werden.

Nach Meinung der IfKom können die
hierfür erforderlichen Investitionen in
der Fläche bei den geringeren An -
schlusszahlen auf dem Land nur mit
gemeinsamen Anstrengungen der
Wirtschaft und der Politik aufge-
bracht werden. Nur mit einem Maß -
nahmenpaket aus ausgewogener Re -
gulierung, genügend Investitionsan -
rei zen und einer gezielten Förderung
bzw. Beteiligung durch den Staat so -
wie einem optimierten Technologie -
mix aus Glasfaseranbindungen, DSL-
Anschlüssen und Funklösungen wird
das Ziel einer flächendeckenden Breit -
bandversorgung bis 2018 annähernd
erreichbar sein.

Die IfKom fordern die
Bundesregie rung auf,
diese Herausforderung
mit Priorität zu bear-
beiten. Nicht nur das
Bundesministerium für
Verkehr und digitale
Infrastruktur, sondern
auch die anderen
Ressorts, bei denen die
Themen der digitalen
Agenda verteilt sind,
müssen sich auf eine
schnelle politische Wei -
chenstellung verständi-
gen. Zudem muss der
Deutsche Bun destag
sowohl den Breit -

bandausbau als auch die anderen mit
der digitalen Agenda zusammenhän-
genden The men in einem eigenen
Aus schuss bündeln.

Zum Stand des flächendeckenden
Aus baus mit Breitbandanschlüssen in
problematischen Bereichen der Ge -
wer begebiete im Bereich der Süd west -
fälischen Industrie- und Handels -
kammer zu Hagen informierten sich
die IfKom beim Vorsitzenden der
Erfahrungs-Gruppe T.I.M.E.S der SIHK
zu Hagen, Erik Jäger, der IfKom-Ehren -
preisträger 2014 ist. Nach Auf fassung
Jägers halten die gegenwärtigen Ini -
tia tiven nicht den technologischen
und wirtschaftlichen Erforder nissen
stand. Im Gegenteil. Umfragen und
Studien der SIHK haben ergeben, dass
sowohl Gewerbegebiete, als auch pri-
vate Haushalte in ländlichen Regionen
deutlich unterversorgt sind. Laut Jäger
werden die Folgen hinsichtlich der
Wettbewerbsnachteile und der kom-
munalen Strukturent wicklung eher
dramatischer, weil Wirtschaftsunter -
nehmen und Haus halte eine fehlende
Breitbandan bindung als Defizite in der
Grundver sorgung wahrnehmen. Mit -
telständi sche Unternehmen können
sich nur noch durch extrem teure Son -

derlö sungen einen ausreichend breit-
bandigen Anschluss zulegen. Für Filial -
be triebe wird ein scheinbar simpler
Internet-Anschluss neben den Perso -
nal- und Raumkosten zu einem deut-
lichen Kostenfaktor und Wettbe -
werbs risiko. In Einzelfällen ist es be -
reits zu einem Killerkriterium in der
Standortfrage geworden, weil über
den Internet-Anschluss getunnelte
Rechenzentrum-Verbindungen reali-
siert werden.

Jäger hat in seiner Arbeit in den Aus -
schüssen und Erfahrungsgruppen der
SIHK die Forderung der Klein- und mit -
telständischen Unternehmen (KMU)
weitergeleitet, dass ein Breitbandan -
schluss per politischem Dekret zur
Grundversorgung der gesamten Be -
völkerung werden muss. Wenn die
Anbindung obligatorischer Teil der
Grundstückserschließung wird, ent-
fällt die Ausrede der Telekom muni -
kationsanbieter, dass eine Er schlie -
ßung nicht wirtschaftlich sei. Die Auf -
gabe der Politik und der Kom munen
muss sein, gemeinsam mit dem Bund
wirtschaftlich tragfähige Konzepte zu
entwickeln, die den überfälligen Er -
fordernissen Rechnung trägt – und
zwar sofort!

Die Ingenieure für
Kommunikation e.V.
(IfKom) sind der Be -
rufsverband von tech-
nischen Fach- und Füh -
rungs kräften in der
Kommunikations wirt -
schaft. 

Der Verband vertritt die
In teressen seiner Mit -
glie der – In ge nieure
und Inge nieur studen -
ten sowie fördernde
Mitglieder – gegen -
über Wirtschaft, Politik
und Öffentlich keit. 

(IfKom)
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BGH kippt Baukostenvereinbarungsmodell
§6 Absatz 2 HOAI 2013 ist unwirksam

Ingenieure in der Wirtschaft
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as Baukostenvereinbarungs -
modell ist unwirksam. Diese
Entscheidung hat der Bun -

des gerichtshof (BGH) für die Rege -
lung in § 6 Absatz 2 HOAI 2009 ge -
troffen ( Urteil vom 24.4.2014, Az. VII
ZR 64/13). Bislang konnten die Ver -
tragsparteien schriftlich vereinbaren,
dass sich das Honorar nicht auf der
Grundlage der Kostenberechnung
sondern auf Basis einvernehmlich
festgelegter nachprüfbarer Baukosten
ermittelt (§ 6 Abs. 2 HOAI 2009 bzw.
§ 6 Abs. 3 HOAI 2013). Dieses so
genannte Baukostenvereinbarungs -
modell konnte eingesetzt werden,
wenn zum Zeitpunkt der Beauftra -
gung noch keine Planungen als Vor -
aussetzung für eine Kostenschätzung
oder Kostenberechnung vorlagen.
Dem hat der BGH nun eine Absage
erteilt und das Baukostenvereinba -
rungs modell für unwirksam erklärt.

In seinen Leitsätzen zum Urteil sagt
der Bundesgerichtshof, dass §6 Abs.2

HOAI von der gesetzlichen Ermächti -
gungs grundlage in Art. 10 §§ 1 und 2
MRVG nicht gedeckt und damit un -
wirksam sei. Zum Grund des An -
spruchs könne auch eine vertragliche
Preisabrede gehören, wenn diese für
die Art der Berechnung der vereinbar-
ten Vergütung maßgeblich ist und der
Kläger geltend macht, ihm stehe im
Falle ihrer Unwirksamkeit ein über das
vereinbarte Honorar hinausgehender
Honoraranspruch zu.

Für den BGH verstößt der Verord -
nungs geber mit dieser Regelung ge -
gen die in der gesetzlichen Ermäch ti -
gungsgrundlage in Art. 10 § 1 Abs. 2
Satz 1 MRVG und § 2 Abs. 2 Satz 1
MRVG in der Fassung des Gesetzes
zur Änderung des Gesetzes zur Re -
gelung von Ingenieur- und Architek -
tenleistungen vom 12. November
1984 (BGBl. I S. 1337) enthaltene Vor -
gabe, Mindest- und Höchstsätze für
Architekten- und Ingenieurleistungen
in der Honorarordnung verbindlich

festzulegen. Denn er gibt den Par -
teien die Möglichkeit, das Honorar
auf der Grundlage einer einvernehm-
lichen Festlegung der Baukosten
unterhalb der Mindestsätze oder
ober halb der Höchstsätze zu verein-
baren, ohne dass die Voraussetzun -
gen vorliegen, unter denen eine Ab -
weichung von diesen Sätzen zulässig
ist.

Die Entscheidung ist wohl auch auf
die HOAI 2013 übertragbar. Diese
regelt in § 6 Absatz 3, dass wenn zum
Zeitpunkt der Beauftragung noch
keine Planungen als Voraussetzung
für eine Kostenschätzung oder Kos -
ten berechnung vorliegen, können die
Vertragsparteien abweichend von § 6
Absatz 1 schriftlich vereinbaren, dass
das Honorar auf der Grundlage der
anrechenbaren Kosten einer Baukos -
ten vereinbarung nach den Vor schrif -
ten der HOAI 2013 berechnet wird.
Dabei werden nachprüfbare Baukos -
ten einvernehmlich festgelegt.

D

Bezahlbares Bauen und Wohnen stärken
austaatssekretär Gunther Ad -
ler hat an die Immobilienwirt -
schaft appelliert, mit weiteren

Investitionen bei der Wiederbelebung
des sozialen Wohnungsbaus mitzu-
wirken. „Wir brauchen den Dreiklang
aus Stärkung der Investitionstätigkeit,
Wiederbelebung des sozialen Woh -
nungsbaus und mietrechtlicher und
so zialpolitischer Flankierung, um die
ak tuellen Probleme auf den Woh -
nungsmärkten in den Ballungsge bie -
ten zu lösen“, sagte Adler anlässlich
der Eröffnung des Deutschen Immo -
bilientages in Leipzig. Das Bun des um -
welt- und Bauministerium wer de die -
se Ziele im Rahmen des „Bünd nisses

für bezahlbares Wohnen und Bauen“
stellen, das am 10. Juli in Ber lin aus
der Taufe gehoben werden soll.

Adler betonte: „Mit diesem Bündnis
koordinieren und bündeln wir die
Aktivitäten aller wichtigen Akteure
zur Lösung der aktuellen Probleme
auf den Wohnungsmärkten in den
Ballungsgebieten. Wir wollen die der-
zeitigen Engpässe in den nachgefrag-
ten Quartieren unserer Städte über-
winden und Wohnungsuchende und
Mieter wirksam schützen.“

Adler ging auch auf die Anforderun -
gen ein, welche die energetische
Sanierung und der altersgerechte

Umbau des Wohnungsbestandes ge -
rade auch an die Immobiliendienst -
leister stellen. So stellte er zur For -
derung nach Einführung von Sach-
und Fachkundenachweisen für Ver -
walter von Wohnungseigentum und
Makler fest: „Erhöhte Anforderungen
an die Tätigkeit dieser Dienstleister
erfordern ausgewiesene Sach- und
Fachkunde. Mein Haus wird sich ge -
meinsam mit dem Wirtschaftsministe -
rium dieses wichtigen Themas intensiv
annehmen. Wir führen auf Arbeits -
ebene bereits Gespräche über Voraus -
setzungen und Möglichkeiten einer
gesetzlichen Regelung.“

(BMUB)
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elche Sprache spricht die
Ampel der Zukunft, da -
mit alle Autos sie verste-

hen können? Diese Frage bearbeitet
das Deutsche Zentrum für Luft- und
Raumfahrt (DLR) im Projekt UR:BAN.

Die Forschungsinitiative UR:BAN (Ur -
baner Raum: Benutzergerechte Assis -
tenzsysteme und Netzmanagement)
möchte die Fahrer von PKW und
Nutzfahrzeugen im Stadtverkehr vor-
ausschauend, der Situation entspre-
chend und individuell unterstützen.
Das DLR arbeitet in diesem Projekt an
der so genannten Car2X-Kommuni -
kation, also der Kommunikation zwi-
schen dem Auto und der Straßen -
infra struktur. Die Ampeln sollen bald
herstellerunabhängig mit allen Autos
„sprechen“ können.

So kann die Ampel der Zukunft bei-
spielsweise eine Information an um -
gebende Fahrzeuge kommunizieren,
die sie von einem intelligenten Leit -
kegel erhält. Diese besondere Pylone
kann „sprechen“, ist mit der Ampel
ver netzt und kann gezielt durch
Einsatzkräfte aufgestellt werden: Ge -
schieht im Umfeld einer Kreuzung ein
Unfall oder blockiert eine Bau stelle
einen Fahrstreifen, kann er diese Infor -
mation an die Ampel schicken, die
wiederum den Hinweis an die Ver -
kehrsteilnehmer im Umfeld sendet.
Damit kann ein Auffahren verhindert
oder ein Umfahren empfohlen wer-
den. Mit Hilfe der vom DLR erarbeite-
ten „Sprache“ wird solch ein intelli-
genter Leitkegel in UR:BAN vom Insti -
tut für Automation und Kom munika -
tion Madgeburg (ifak) entwi ckelt.

Die verbleibende Zeit der Rot- oder
Grünphase ist eine andere Informa -
tion, die eine Ampel an Fahrzeuge
übermitteln kann. „Mit Hilfe dieser
Information kann das Auto dann
seine Geschwindigkeit anpassen und
unnötige abrupte Halts vermeiden“,

veranschaulicht Prof. Dr. Karsten
Lemmer vom DLR- Institut für Ver -
kehrssystemtechnik die Nutzung von
Car2X-Kommunikation. „Eine solche
Fahrweise ist energiesparend und
reduziert zugleich den Schadstoffaus -
stoß in Städten“, legt er die Vorteile
solch zukünftiger Assistenzsysteme
dar. Eine weitere Möglichkeit, die in
UR:BAN von der Volkswagen AG  ent-
wickelt und vom DLR unter anderem
auf ihre Auswirkungen untersucht
wird, ist eine Halte- und Anfahrassis -
tenz. Dabei hält das Fahrzeug schon
mehrere Meter vor der Haltelinie.
Dann kann es mit der Information
über die nächste Grünphase vorzeitig
anfahren und die Haltelinie fahrend
bei Grün überqueren, was die Anzahl
der Fahrzeuge pro Grünphase erhö-
hen kann.

Verstehen nicht-sprechende Autos,
was sprechende Autos tun? Was pas-
siert aber, wenn ein intelligentes
Fahrzeug bei Rot weit vor der Haltlinie
stehen bleibt, weil es die Haltlinie bei
Beginn der Grünphase schon fahrend
überqueren möchte? Wie reagiert der
Fahrer dahinter und wie wiederum
dessen Nachfolger? Sind die anderen
Fahrer irritiert, wenn das ungewöhn-
lich haltende Auto noch bei Rot los-
fährt? Oder nutzen die umgebenden
Fahrzeuge das Mehr an Information
des intelligenten Fahr zeugs und pas-
sen ihr Fahrverhalten an?

Diese und weitere
Fragen werden im
k o o p e r a t i v e n
Simulationslabor
Mo SAIC des DLR-
Instituts für Ver -
k e h r s  s y s t e m  -
technik unter-
sucht. MoSAIC
verbindet mehre-
re Fahrsimula to -
ren miteinander,
so dass mehrere

Proban den gemeinsam in einer Simu -
la tions umgebung fahren. Damit kann
das Verhalten der Fahrer und ihre
Reak tionen aufeinander und auf die
neuen Systeme untersucht werden.

Den konkreten Untersuchungen ge -
hen methodische Überlegungen vor-
aus, wie man Interaktionen im urba-
nen Straßenverkehr überhaupt beob-
achten, messen und abbilden kann. 

In UR:BAN wird dabei sowohl die
Inter aktion PKW-PKW in der vernetz-
ten Fahrsimulation als auch die In ter -
ak tion PKW-Fahrrad in einer Feldbe -
obachtung an der AIM-Forschungs -
kreuzung in Braunschweig unter-
sucht. Dies liefert Informationen darü-
ber, wie Verkehrsteilnehmer interagie-
ren, um damit einerseits Anfor de run -
gen an die Gestaltung kooperativer
urbaner Assistenz abzuleiten, ande-
rerseits die bestehenden Ver kehrs -
simulationen für kooperative Systeme
zu verbessern.

Das Projekt UR:BAN läuft über vier
Jahre, bis 2016, und ist mit einem
Budget von 80 Millionen Euro ausge-
stattet. Die Hälfte davon trägt das
Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie. Am Projekt UR:BAN 31
sind Partner aus Automobil- und
Zuliefererindustrie, Forschung, Elek -
tronik- und Software -firmen beteiligt.

(DLR)

Ingenieure in der Gesellschaft

Sprechende Ampeln für die Stadt der Zukunft
DLR und Partner geben erste Einblicke in das Projekt UR:BAN
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ie deutsche Abfallwirtschaft
ist heute und wird auch in Zu -
kunft in keinem wirtschaft -

lichen Gleichgewicht sein. So lautet
das Ergebnis einer Analyse der Prog -
nos AG, die Holger Alwast, Be reichs -
leiter Abfall & Rohstoffe, erstmals auf
der IFAT in München vorstellte.

Ausgangssituation

Bereits heute sind in Deutschland die
Vorbehandlungsanlagen nur unzurei-
chend mit Restabfällen der Kommu -
nen (Städte und Kreise) ausgelastet.
Den bundesweiten Mengen an be -
handlungsbedürftigen Restabfällen
von 16,6 Mio. Mg im Jahr 2011 stan-
den im Jahr 2013 Kapazitäten in
Müllverbrennungsanlagen von 19,6
Mio. Mg und in mechanisch-biologi-
schen Behandlungsanlagen von 6,1
Mio. Mg gegenüber. Die Auslastung
dieser beiden Vorbehandlungs ver -
fahren für Restabfälle betrug somit
nur knapp 65 Prozent. Zudem sind
mit 5,4 Mio. Mg im Jahr 2013 noch
weitere Ersatzbrennstoff-Kraftwerks -
kapazitäten am Markt verfügbar, die –
wie auch die Vorbehandlungsanlagen
– insgesamt mit Restabfällen, Gewer -
be- und Sekundärabfällen sowie zu -
sätzlich mit Ersatzbrennstoffen, inklu-
sive Importe aus Drittstaaten, ausgela-
stet werden müssen.

Diese Auslastung wird jedoch nur mit
einem Preisniveau erreicht, das nicht
geeignet ist, die Anlagen kurz- bis
mittelfristig wirtschaftlich zu betrei-
ben oder mittel- bis langfristig moder-
nisieren zu können. Konkret bewegen
sich die Annahmepreise für Restab -
fälle der Kommunen unter 60,– €/Mg
im Westen und Norden sowie unter
35,– €/Mg im Osten Deutschlands;
bei frei handelbaren Gewerbeabfälle
und Ersatzbrennstoffen (EBS) zeigt
sich gegenwärtig sogar das niedrigste
Preisniveau mit 10,– bis 45,– €/Mg
ebenfalls im Osten Deutschlands. Von

einem ökonomischen Gleichgewicht
ist die Abfallwirtschaft bereits heute
hier, aber auch in anderen Regionen
weit entfernt.

Zukunftsszenarien

Die Prognos Analyse geht darüber
hinaus der Frage nach, was sich an
der aktuellen Situation bis zum Jahr
2025 ändern könnte. Hierzu wurden
in zwei Szenarien Annahmen für die
Restabfallmengen im Markt sowie für
die künftige Entwicklung der Behand -
lungskapazitäten getroffen. Im ersten
Szenario wird bis zum Jahr 2025
unter Berücksichtigung der Annah -
men aus GemIni (Variante 1) sowie
der demografischen Entwicklung die
Restabfallmenge um 28 Prozent, die
Kapazitäten zur Behandlung in MVA,
EBS-Kraftwerken und M(B)A altersbe-
dingt (Stilllegung von Linien thermi-
scher Behandlungsanlagen älter 35
Jahre) um 26 Prozent beziehungs-
weise um 21 Prozent inklusive der
EBS-Kraftwerke zurückgehen. Rest -
abfälle werden die Anlagen (MVA/
M(B)A) zu 63 Prozent beziehungs-
weise 49 Prozent (inklusive EBS-Kraft -
werke) auslasten können.

Im zweiten Szenario gehen die Rest -
abfallmengen bis zum Jahr 2025 un -
ter Berücksichtigung der Annahmen
aus GemIni (Variante 2) sowie der
demografischen Entwicklung um 32
Prozent sowie die Kapazitäten zur
Behandlung  durch die Schließung
von Linien in MVA und EBS-Kraft -
werken älter als 30 Jahre sogar um 45
Prozent für MVA/ M(B)A beziehungs-
weise um 38 Prozent inklusive der
EBS-Kraftwerke zurück. Die Restab -
fälle werden die Anlagen (MVA/
M(B)A) in diesem Fall zu rund 80
Prozent beziehungsweise 58 Prozent
(inklusive EBS-Kraftwerke) auslasten
können. Dieses Szenario würde bezo-
gen auf die IST-Situation der Vorbe -
handlungsanlagen auch die ökonomi-

schen Randbedingungen im Markt
deutlich verbessern. Das heutige öko-
nomische Ungleichgewicht könnte
sich verringern.

Fazit und Empfehlungen

Die Prognos AG schlägt die Initiierung
eines offenen und lösungsorientierten
Diskussions- und Umsetzungspro -
zesses vor, der alle kommunalen und
privaten Akteure der Restabfallbe -
handlung, inklusive thermische Be -
hand lungsanlagen (MVA und EBS-
Kraftwerke) und mechanisch-biologi-
sche Behandlungsanlagen, integriert.
Ziel des Diskussions- und Umset -
zungs prozesses ist es, zunächst eine
gemeinsame Festlegung von Anforde -
rungen und Kriterien für ein „Stabi -
litätsprogramm Abfallwirtschaft“ zu
entwickeln, das in der Zukunft für
wirtschaftlich ausgewogene Verhält -
nisse in den regionalen, abfallwirt-
schaftlichen Wertschöpfungsstufen
sorgen soll. Darüber hinaus gilt es, ein
nachhaltiges, regionales Konzept ei -
ner Abfallwirtschaft im Einklang mit
der heutigen beziehungsweise künfti-
gen europäischen Abfallpolitik zu ent-
wickeln und zu realisieren. Die Prog -
nos AG kann unter anderem zur
Schaffung einer tragfähigen Daten -
grundlage durch die gemeinsame
Weiterentwicklung der seit über 15
Jahren bestehenden, regionalen Ab -
fallmodelle sowie durch die Modera -
tion der Diskussions- und die Beglei -
tung der Umsetzungsprozesse hierzu
beitragen.

(Prognos AG)

Der Vortrag
steht als
Download
auf der
Homepage
der Prognos
AG zur
Verfügung.

Deutschlands Abfallwirtschaft im Ungleichgewicht
Entwicklung von Restabfallmengen und die künftig notwendigen Behandlungskapazitäten
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m ersten Quartal 2014 ist der
deutsche Ingenieurarbeitsmarkt
von einer überdurchschnittlich

hohen Nachfrage nach gut ausgebil-
deten Fachkräften gekennzeichnet.
So lag die gesamtwirtschaftliche Ar -
beitskräftenachfrage in den Inge -
nieur berufen monatsdurchschnittlich
bei 59.260 zu besetzenden Stellen.
Dem gegenüber standen 29.101 Ar -
beitslose, die einer Beschäftigung als
Ingenieur nachgehen wollten. In den
Monaten Januar bis März 2014 ka -
men somit durchschnittlich rund zwei
offene Stellen für Ingenieure auf
einen arbeitslos gemeldeten Ingenieur
im Bundesgebiet.

Die größten Engpässe gab es im Ma -
schinen- und Fahrzeugbau sowie in
der Energie- und Elektrotechnik mit
über drei offenen Stellen pro Arbeits -
losem. Auch regionale Differenzen
sind deutlich spürbar. Während in fast
allen Bundesländern die Engpassre la -
tion einen Wert zeigt, bei dem die

offenen Stellen die Zahl der Arbeits -
losen übersteigt, zeigt sich in Berlin/
Brandenburg hingegen eine getrübte
Perspektive für Ingenieure, mit einer
monatsdurchschnittlichen Engpass -
relation von 0,76 Stellen pro Arbeits -
losem. Im Vergleich weisen Baden-
Württemberg 3,43 offene Stellen pro
Arbeitslosem auf, Bayern 2,79 und
Hessen eine Engpassrelation von
2,67. 

Der VDI-/IW-Ingenieurmonitor zum
ers ten Quartal 2014 hat in einem
Schlag licht Ingenieure in Dienstleis -
tungs ver hältnissen nach dem Arbeit -
nehmerüberlassungsgesetz näher be -
leuchtet. Demnach entfällt nur jedes
100. Beschäftigungsverhältnis in der
Arbeitnehmerüberlassung auf einen
Ingenieurberuf, während innerhalb
der Ingenieurberufe etwa 0,9 Prozent
der 790.000 sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigen Ingenieure in
einem Dienstleistungsverhältnis nach
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz

tätig waren. Speziell in den Ingenieur -
berufen kann Arbeitnehmerüber -
lassung die Chance bieten, vielfältige
Projekterfahrungen zu sammeln, sich
in verschiedenen Bereichen weiterzu-
bilden und zu spezialisieren sowie die
Vielfalt des Berufs kennenzulernen. 

Der Ingenieurmonitor wird einmal pro
Quartal gemeinsam vom VDI Verein
Deutscher Ingenieure e.V. und dem
Institut der deutschen Wirtschaft Köln
e.V. herausgegeben und präsentiert
einen Überblick über den aktuellen
Stand und die Entwicklung relevanter
Indikatoren des Arbeitsmarktes in den
Ingenieurberufen. (VDI)

Der Inge -
nieurmo ni -
tor ist auf
der Home -
page des
VDI als
Download
verfügbar.

Hohe Nachfrage nach gut ausgebildeten Ingenieuren
Regionale Differenzen deutlich spürbar

Ingenieuraus- und Weiterbildung
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VDE: Keine Entwarnung beim Ingenieurmangel
er internationale Wettbe -
werb um die besten Köpfe in
der Elektro- und IT-Branche

nimmt weiter zu. Dies sagen 94 %
der Unternehmen und Hoch schu len.
Dabei klagen neun von zehn Unter -
nehmen und sieben von zehn Hoch -
schulen über Engpässe beim Nach -
wuchs. Der VDE sieht diese Ent wick -
lung mit Sorge, gründet die Innova -
tionskraft Deutschlands für 71 % der
Un ternehmen und Hoch schulen vor
allem auf dem hohen Ausbildungs ni -
veau und für 61% auf dem System -
denken der Inge nieure. Gleichzeitig
soll der Anteil der Elektroingenieure
und IT-Experten in den Unternehmen
in den nächsten Jah ren wachsen, wo -
bei andererseits immer mehr Inge -

nieure in den Ruhe stand gehen. Dass
zu wenig jüngere Experten nachrü -
cken, bemängeln sieben von zehn
Firmen. Dafür haben die Absolventen
und Young Professio nals in der
Elektro- und Informations technik wei -
terhin exzellente Berufs perspektiven.
Nahezu alle Unterneh men und Hoch -
schulen (98%) bestätigen diese Aus -
sage. Unter strichen wird dies durch
das positive Signal, dass die Unter -
neh men der Elek tro- und IT-Branche
2014 ihre Investitionen in Forschung
und Ent wicklung auf hohem Niveau
aufrechterhalten oder sogar erhöhen
werden. Das sind Ergebnisse des VDE-
Trend reports 2014, der auf einer Um -
frage der 1.300 Mitgliedsunter -
nehmen sowie Hochschulen basiert.

Gesucht: Qualifikationsprofil Energie-
und Automatisierungs-Know-how

Gesucht werden Elektroingenieure
und IT-Experten hauptsächlich für die
Bereiche Planung/Projektie rung/En -
gineering, Forschung/Entwicklung
und IT/Software/Dienstleistung, ge -
folgt von Produktion/Montage, Ver -
trieb/Marketing sowie Forschung und
Lehre. Besonders gute Chancen
haben Young Professionals mit fach-
lichen Schwerpunkten wie elektrische
Energieanlagen und regenerative
Energiesysteme, Prozessauto matisie -
rung, Energieerzeugung und -ma -
nage ment, Leistungselektronik und
Antriebe sowie Informationstechnik.

(VDE)
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eutsche Unternehmen enga-
gieren sich jährlich mit
Milliardenbeträgen für die

Ausbildung von Studenten und eine
bessere Ausstattung von Hoch -
schulen. Ein wichtiges Motiv dabei ist,
Fachkräfte zu rekrutieren. Besonders
erfolgreich sind dabei solche Firmen,
die Studenten gleich auf unterschied-
liche Arten unterstützen. Das ergab
eine repräsentative Befragung durch
das Institut der deutschen Wirtschaft
Köln (IW) und den Stifterverband für
die Deutsche Wissenschaft. 

Jährlich rund 2,5 Milliarden Euro
geben die Unternehmen in Deutsch -
land für die akademische Bildung aus,
wie die Befragung von rund 1.300
Firmen aus dem Jahr 2013 zeigt.
Knapp 470 Millionen Euro davon
gehen als Geld- und Sachspenden,
Sponsoring und zur Finanzierung von
Stiftungsprofessuren direkt an die
Hochschulen. Den Großteil von rund
2 Milliarden Euro investieren die
Firmen in die Studenten selbst, vor
allem in Form von Stipendien, dualen
Studienplätzen, Praktikumsplätzen
und berufsbegleitenden Studienmög -
lichkeiten. Für 88 Prozent der Firmen
steht die Rekrutierung des Fach kräf -
tenachwuchses an erster Stelle, wenn
sie nach den Gründen für ihr finan-
zielles Engagement gefragt werden.
Ein weiteres Ziel ist für 82 Prozent,
das praxisorientierte Lernen zu stär-
ken.

Allerdings verfolgen die Unternehmen
mit ihrer Förderung der akademischen
Bildung auch allgemeinere Ziele. So
erhoffen sich 72 Prozent der befrag-
ten Betriebe einen Reputationsge -
winn als Förderer von Hochschulen
und Studenten; 56 Prozent wollen mit
ihren Investitionen den Bil dungs -
stand ort Deutschland stärken. Zwi -
schen der Hälfte und zwei Dritteln der

Unternehmen konnten durch ihre fi -
nanziellen Zuwendungen den erhoff-
ten Nutzen tatsächlich realisieren,
erbrachte die Befragung. Besonders
erfolgreich waren die Unternehmen
nach eigenen Angaben mit jeweils 69
Prozent bei den angestrebten Zielen,
das Wissen ihrer Mitarbeiter zu vertie-
fen sowie die Praxisorientierung von
Studenten zu stärken. (IW Köln)

Ingenieuraus- und Weiterbildung

Firmen fördern nicht nur für die Ehre
Ein wichtiges Motiv dabei ist, Fachkräfte zu rekrutieren
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Befragung von  1.310 Unternehmen mit mehr als 49 Mitarbeitern im Frühjahr 2 013
Ursprungsdaten: IW Köl n/IW Consult, Stifterverband

Firmen unterstützen den akademischen Nachwuchs

So viel Prozent der Unternehmen, die in akademische Bildung investieren, konnten damit diesen 
Nutzen in (eher) hohem Maße erzielen

Unternehmen fördern Studenten zum Beispiel dadurch, dass sie duale Studienplätze,
Praktikumsplätze, Stipendien oder berufsbegleitende Studienmöglichkeiten bieten.

Alle Unternehmen Unternehmen, die Studenten auf mehr als drei Arten fördern

Vertiefung und/oder Aktualisierung 
des Wissens der Mitarbeiter 69 81

Stärkung der Praxisorientierung von 
Studenten 69 77

Förderung der Leistungsträger im 
Unternehmen 68 77

Mitarbeiterbindung durch das Angebot 
an akademischer Fortbildung 61 71

Bessere Gewinnung von knappen 
Fachkräften 57 67

Reputationsgewinn für das 
Unternehmen 55 68

Stärkung von Fachrichtungen, die für 
das Unternehmen wichtig sind 54 65

Vorbereitung der Mitarbeiter auf 
Führungspositionen 54 63

Unterstützung des Bildungsstandorts 
Deutschland 42 39

iwd-Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln, Nr. 17/2014 
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ür Biologen, Physiker und Che -
miker ist eine Promotion fast
schon Voraussetzung für eine

Führungsposition. Dass der berufliche
Aufstieg auch ohne Doktortitel gut
funktionieren kann, zeigen indes In -
ge nieure und Informatiker.

Biologie, Chemie oder Physik – Hoch -
schul absolventen der Naturwissen -
schaften promovieren deutlich häufi-
ger als andere. Im Jahr 2011 hatten
35 Prozent der erwerbstätigen Biolo -
gen und sogar 40 Prozent der Physi -
ker und Chemiker einen Doktortitel.
Bei den Informatikern und Inge -
nieuren lag diese Quote gerade ein-
mal bei 4 Prozent. Das ist auch nicht
verwunderlich: Denn ein Doktortitel
ist sowohl für Informatiker als auch
für Ingenieure nicht unbedingt not-
wendig, um Karriere zu machen. In
beiden Fachrichtungen hatte im Jahr
2011 von allen Erwerbstätigen in ei -
ner Management-, Leitungs- oder
Füh rungsposition lediglich jeder
Zwan zigste promoviert. Unter Bio -
logen, Chemikern oder Physikern war
mindestens jede zweite Position auf
diesem Level von einem Doktor be -
setzt.

Naturwissenschaftler arbeiten über-
dies häufig an Hochschulen oder in
Forschungseinrichtungen. Dazu ist
eine Promotion Voraussetzung, oft
so gar eine Professur. In allen anderen
Wirtschaftsbranchen klappt die MINT-
Karriere (Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften, Technik) auch
sehr gut ohne Titel – das zeigen die in
der Industrie tätigen Ingenieure und
Informatiker.

Aber: Eine Promotion ist auch in den
Naturwissenschaften kein automati-
scher Türöffner zur steilen Karriere.
Zwar ist die Wahrscheinlichkeit für
Promovierte höher, eine Führungspo -
sition zu erreichen, als für ihre Kolle -
gen ohne Doktorwürde, die Karriere -

vorteile sind jedoch statistisch gese-
hen begrenzt: Von allen promovierten
Chemikern haben 24 Prozent eine
Führungsposition, von denen ohne
Dok tortitel sind es 15 Prozent. Das
Plus einer Promotion in der Chemie
liegt also in einer 9 Prozentpunkte
höheren Wahrscheinlichkeit, später in
eine Führungsposition aufzusteigen.

Wer als Ingenieur bereits einen Dok -
tortitel besitzt, hat im Vergleich noch
größere Vorteile: Von den promovier-
ten Ingenieuren besetzt jeder Dritte
eine Management-, Leitungs- oder
Füh rungsposition. Unter den   mit
Diplom-, Master- oder Bachelorab -
schluss trifft dies auf knapp jeden
Siebten zu. Promovierte Ingenieure
machen also nicht nur im Vergleich zu

Doktoren anderer MINT-Fachrichtun -
gen deutlich häufiger Karriere, auch
innerhalb der eigenen Fachrichtung
sind ihre Chancen am besten.

Allerdings ist eine Promotion auch für
einen Ingenieur keineswegs eine Ga -
rantie für einen beruflichen Aufstieg,
selbst wenn sie einen deutlichen
Karrierevorteil bietet. Denn neben der
fachlichen Qualifikation sind weitere
Faktoren entscheidend – wie bei -
spiels weise Managementfähigkeiten,
Verhandlungsgeschick oder auch
Kon fliktfähigkeit. Besonders für Inge -
nieure, die vermehrt international
tätig sind, gehören dazu auch Fremd -
sprachenkenntnisse und Soft Skills
wie interkulturelle Kompetenz.

(IW)

Der Doktor und die liebe Karriere
Promovierte Ingenieure machen häufiger Karriere

Ingenieuraus- und Weiterbildung
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Ursprungsdaten: Forschungsdatenzentrum der Statistischen Ämter
des Bundes und der Länder, Mikrozensus

Führungskräfte: Biologen mit Promotion
Von 100 Erwerbstätigen in Management-, Leitungs- oder Führungspositionen
hatten 2011 so viele eine Promotion

56
Biologen51

Physiker

50
Chemiker

Mathematiker

14

Ingenieure

5

5

Informatiker

Geowissenschaftler, Pharmazeuten
und sonstige Naturwissenschaftler

10
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er Zentralverband der Inge -
nieurvereine (ZBI) hat einen
neuen ehrenamtlichen Präsi -

denten: Dipl.-Ing. Wilfried Grunau
aus Edewecht-Friedrichsfehn wurde
am 16. Mai in Berlin vom Haupt -
vorstand einstimmig zum Nachfolger
von Iris Gleicke gewählt, die ihr Amt
aufgrund der Ernennung zur Parla -
mentarischen Staatssekretärin im
Bundeswirtschaftsministerium abge-
ben musste. Grunau ist in der Fach -
öffentlichkeit sehr respektiert und
anerkannt. Unter anderem wurde er
für sein ehrenamtliches Engagement
bereits mit dem Bundesverdienstkreuz
ausgezeichnet. Zu seinen Vorgängern
im Amt gehört auch der ehemalige
Bundestagsvizepräsident Dr. Helmuth
Becker. Der Zentralverband der Inge -
nieurvereine (ZBI) e.V. ist ein Spitzen -
verband im Bereich des Ingenieur -
wesens und bündelt die Interessen
und Belange seiner Mitgliedsverbände
mit über 50.000 Ingenieurinnen und
Ingenieuren.

Deutschland ist auf eine intakte Infra -
struktur und somit auch auf gut aus-
gebildete Ingenieure angewiesen. Der
jetzt von Wilfried Grunau geführte
Spitzenverband sieht daher für den
Berufsstand der Ingenieure eine hohe
Verantwortung, das Land wettbe-
werbsfähig zu halten und technische
Innovationen zu fördern. Dies wurde
bei der Sitzung des ZBI-Hauptvor -
standes in den Räumen des Deut -
schen Bundestages mehrfach sehr
deutlich betont. 

Zur Sicherstellung einer modernen
Infrastruktur seien dringend die ent-
sprechenden politischen Rahmenbe -
din gungen zu schaffen, forderte der
neue ZBI-Präsident Wilfried Grunau in
seiner Antritts rede, denn die techni-
schen Innova tionen können den Bür -
gern und der Wirtschaft nur bei einer
vorhan denen und intakten Infrastruk -
tur, wie beispielsweise Schienen,

Straßen, Was ser straßen und Breit -
bandkommuni kation entsprechenden
Nutzen bringen.

„Schließlich sichert eine moderne
Infrastruktur die globale Wettbe -
werbs fähigkeit der Deutschen Wirt -
schaft und zugleich einen hohen
Lebensstandard“, erklärte Grunau
und begrüßte das klare Bekenntnis
der Regierungsparteien zu substan-
ziellen Erhöhungen und zur Verste -
tigung der Mittel für die Verkehrs -
infrastruktur. „Gleichwohl halte ich
im Sinne der Planungssicherheit eine
zeitnahe und konkrete Ausgestaltung
der Infrastrukturfinanzierung für
zwin gend erforderlich.“ Zusätzlich
seien die bisherigen formellen Pla -
nungs- und Entscheidungsverfahren
noch mehr zu optimieren und parallel
die Partizipation der Gesellschaft wei-
ter auszubauen, so Grunau weiter. 

Die vom ZBI-Hauptvorstand beschlos-
sene strategische Themensetzung
umfasst hinsichtlich des Ingenieur -
wesens eine konkrete Positionierung
zu den Aussagen des Koalitions ver -
trags der beiden regierenden Partei -
en. Dies betrifft die Freie Wirtschaft
ebenso wie den Öffentlichen Dienst
und den Bildungsbereich.

Nach Auffassung des ZBI muss bei-
spielsweise die Attraktivität des

öffent lichen Dienstes für junge Men -
schen, besonders im Hinblick auf die
Bezahlung, den beruflichen Aufstieg
und die Alterssicherung als Alter -
native zur Privatwirtschaft erhöht wer-
den. Der ZBI strebt daher eine aktivere
Mitwirkung bei aktuellen Reformen
der Verwaltungen an, um einem Ab -
bau öffentlicher Leistungen ent-
gegenzuwirken. 

Im Bereich Bildung fordert der ZBI
eine Erhöhung des Frauenanteils bei
den MINT-Studiengängen (MINT=
Mathematik, Informatik, Naturwis -
sen schaft und Technik). Auch wirbt
der ZBI für eine duale Ausbildung im
Ingenieurbereich sowie für einen
Ausbau der Masterstudienplätze bei
den IT-Studiengängen. Auch sollte
forschungsstarken Fachhochschulen
nach Auffassung des ZBI ein eigenes
Promotionsrecht verliehen werden.

Im Themenfeld „Wirtschaft“ liegt das
Augenmerk neben den vorgenannten
Maßnahmen zur Infrastrukturför de -
rung insbesondere bei der Koordi -
nierung der Baupolitik im Wohnungs-
und Städtebau, bei der Novellierung
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,
beim Vergaberecht und der dringend
erforderlichen Überarbeitung der
Honorarordnung für Architekten und
Ingenieure (HOAI).

Bericht aus Berlin

Ingenieure braucht das Land!
ZBI-Präsident Grunau betont hohe Verantwortung für Ingenieure / 
Wichtige Aufgaben im Bereich der Infrastruktur.
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rof. Dr. Josef Campinge, der
langjährige Präsident und Eh -
renpräsident des Zentralver -

ban des der Ingenieurvereine (ZBI) ist
tot. Er verstarb am 8. Juni 2014 im
Alter von 84 Jahren in Köln.

Josef Campinge war über viele Jahr -
zehnte einer der ganz entscheiden-
den und überragenden Akteure des
ZBI. Er hat den ZBI und die durch ihn
vertretenen Ingenieurverbände aktiv
in die berufsständische Politik einge-
bunden. In diesem Engagement war
er ein leuchtendes Beispiel, getreu sei-
nem Credo, dass ein Dachverband nur
dann stark und lebendig sein kann,
wenn die Mitgliedsverbände ihn zu
ihrer eigenen Sache machen.

Von 1971 bis 1995 war Prof. Cam -
pinge Präsident des Zentralverbandes
der Ingenieurvereine (ZBI). In dieser
Zeit hat er unzählige Initiativen zum
Wohle der im ZBI organisierten Inge -
nieure angestoßen und darüber hin-
aus dem gesamten Berufsstand der
Ingenieure in der Bundesrepublik
Deutschland gedient. Besonders her-
vorzuheben sind seine Leistungen
nach der Deutschen Wiedervereini -

gung. Hier hat er den Mitgliedsver -
bänden im ZBI tatkräftig geholfen, in
den neuen Bundesländern Fuß zu fas-
sen und die Ingenieure dort zu inte-
grieren, damit auch ihre Interessen
stark vertreten werden. 

Darüber hinaus hat er den ZBI durch
seine Vor standstätigkeit im Deutschen
Verband technisch-wissenschaftlicher
Vereine (DVT) wie auch durch seine
Mitglied schaft im Deutschen Nationa -
len Ko mitee des Europäischen Ver -
bandes nationaler Ingenieurvereine
(FEANI) auf nationaler und europäi-
scher Basis stark verankert. Neben sei-
ner hauptberuflichen Lehrtätigkeit als
Professor an der Fachhochschule Köln
war Prof. Campinge zudem Mitglied
des Vorstandes der Architekten kam -
mer NRW. Bereits 1954 trat Campin -
ge dem Bund Deutscher Baumeister,
Architekten und Ingenieure (BDB) bei
und gehörte lange Zeit dem Vorstand
der BDB-Bezirksgruppe Köln, dem
BDB-Landesvorstand in NRW und
dem BDB-Bundesvor stand an.

Für seinen Einsatz und seine Ver -
dienste wurde er mehrfach ausge-
zeichnet. Prof. Dr. Campinge war

Träger der Großen Goldenen Bundes -
nadel des BDB  und der Ehrenplakette
des ZBI, dessen Ehrenpräsident er
1995 wurde. Der Verband Deutscher
Vermessungsingenieure (VDV) verlieh
ihm 1995 das Goldene Lot. Eine Eh -
rung, die nach Campinge u.a. auch
die Bundespräsidenten Johannes Rau
und Joachim Gauck erhielten. Die
höchs te Anerkennung aber, die unser
Staat für Verdienste um das Ge -
meinwohl ausspricht, bekam Prof. Dr.
Josef Campinge im Jahr 1996: das
Ver dienstkreuz 1. Klasse des Ver -
dienst ordens der Bundesrepublik
Deutsch land. 

Josef Campinge hat sich äußerst
große Verdienste um den Berufsstand
der Ingenieure erworben und in den
vielen Jahrzehnten seines berufsstän-
dischen Wirkens das deutsche Inge -
nieurwesen entscheidend mitgestaltet
und -geprägt. Wir verneigen uns in
Achtung und Dankbarkeit vor dem
Wirken und der Lebensleistung von
Josef Campinge. Unser Mitgefühl gilt
seiner Familie.

Wilfried Grunau
Präsident des ZBI

Prof. Dr. Josef Campinge verstorben
ZBI trauert um seinen Ehrenpräsidenten

Bericht aus Berlin
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chtundzwanzig Prozent der
Europäer erwägen, den Bin -
nenmarkt für eine berufliche

Perspektive im Ausland zu nutzen.
Diese Kapazitäten müssen genutzt
werden, denn mobile und gut ausge-
bildete Fachkräfte helfen, die Fach -
kräftelücke zu schließen.

Doch trotz des steigenden Bedarfs an
Fachkräften aus dem Ausland und der
Bereitschaft vieler Europäer in einem
anderen Mitgliedstaat zu arbeiten,
bestehen nach wie vor Hindernisse
beim Arbeitsplatzwechsel innerhalb
der EU. 

Um diese Hindernisse langfristig zu
beseitigen, hat die EU-Kom mission
die modernisierte Berufsan erken -
nungsrichtlinie 2013/55/EU
vorgelegt. Durch transpa-
rente, schnelle und zuver-
lässige Verfahren der Be -
rufsanerkennung soll die
Mobilität von
Arbeitskräften unterstützt
und das Zu sammenwirken
der Mit glied staaten bei der
Reali sie rung eines gemein-
samen Binnenmarkts
gestärkt werden.

Kernstück der Richtlinie ist die Ein -
führung eines „Europäischen Berufs -
ausweises“. Ein Berufsausweis, der im
Heimatland ausgestellt wird, soll den
Inhabern die Qualifikation und damit
die Berechtigung zur Ausübung ihres
Berufs bescheinigen. Die Kommission
plant, über die Einführung eines Be -
rufsausweises die Bearbeitungsdauer
und Kosten für Anerkennungs ver -
fahren zu verringern. Mobile Berufs -
gruppen wie die europaweit vier
Millionen Ingenieurinnen und Inge -
nieure werden davon profitieren.

Im Jahr 2010 ergriff der VDI die Ini -
tiative und lud die Bundesingenieur -
kammer und alle Ingenieurverbände
ein, an der Idee eines „europäischen

Berufsausweises“ für Ingenieure und
ihrer Ausgestaltung mitzuwirken. Ge -
meinsam mit der FEANI, dem Dach -
verband der europäischen Inge nieur -
ver einigungen, ist dem VDI da mit eine
Pionierleistung gelungen: Als erste
Berufsgruppe in Europa können die
Ingenieure einen freiwilligen Be rufs -
ausweis vorweisen, die engineer ING
card. Die Mitglieder der FEANI und
damit die Ingenieurorganisa tionen
aus 32 europäischen Ländern sind
von den Vorteilen des Berufs auswei -
ses überzeugt. Die engineerING card
ist in 11 Mitgliedsstaaten bereits ein-
geführt bzw. anerkannt. Zahlreiche
weitere EU-Mitgliedstaaten arbeiten
mit Hochdruck an der Einführung der
engineerING card.

Die engineerING card vereinfacht den
Nachweis beruflicher Qualifikationen
und erleichtert damit das Bewer -
bungs verfahren nicht nur in Deutsch -
land, sondern auch innerhalb der
Europäischen Gemeinschaft.

Wie in einem Personalausweis sind
auf der engineerING card in kurzer,
knapper Form alle die Informationen
der Bewerber eingetragen, die sich im
Registerauszug in der für Ihre Bewer -
tung notwendigen Ausführlichkeit
finden. Auf www.engineering-card.
de hat der mit dem Ingenieur-Ausweis
europaweit zertifizierte Bewerber
über ein individuelles Login Zugang
zu einer passwortgeschützten Daten -
bank. Dort sind sowohl seine Do -

kumente hinterlegt als auch sein per-
sönlicher Registerauszug aus dem
Deutschen Ingenieurregister: Die An -
gaben des Ingenieur-Ausweises sind
darauf detailliert ausgewiesen – die
beruflichen Qualifikationen und Er -
fah rungen, persönliche Angaben und
Informationen zu Hochschulab schlüs -
sen sowie zu Aus- und Weiterbil -
dungsmaßnahmen. 

Den Registeraus zug kann der Bewer -
ber jederzeit on line abrufen, ausdru -
cken und seiner Bewerbung beifügen.

Eine unabhängige Registerkom mis -
sion prüft Abschlusszeugnisse und
Weiterbildungsnachweise nach euro-
päischem Standard. Die Registerkom -
mission setzt sich aus Experten aus

den Bereichen Hochschule,
Wirtschaft und Ingenieur -
verbände zusammen. Die
Mitglieder werden für je -
weils drei Jahre durch die
Träger der engineer ING
card berufen. 

Die Registerkom mission ist
verantwortlich für die Ver -
gabe der en gineerING card
in Deutsch land auf Grund -
lage der internationalen

Vor gaben. Dazu wird insbesondere
die Liste der „anerkannten Ingenieur -
studiengänge“ gepflegt und ständig
erweitert. Über die Anerken nung von
Studiengängen, die in der Liste nicht
aufgeführt sind, entscheidet die Re -
gisterkommission im Einzel fall.

Den Berufsausweis für Ingenieure
kann in Deutschland jeder beantra-
gen, der über einen Abschluss an
einer staatlich anerkannten deutschen
Hochschule in einem ingenieurwis-
senschaftlichen Studiengang verfügt. 

Der ZBI ist neben VDI und Bundes -
ingenieurkammer einer der Trägeror -
ganisationen und unterstützt die
engineerING card nachhaltig.

Bericht aus Brüssel

engineerING card
Der europäische Berufsausweis für Ingenieure
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ach §14 des Bundesbesol -
dungs gesetzes (BBesG) und
§ 70 des Beamtenversor -

gungs ge setzes sind die Bezüge der
Beamtinnen und Beamten, Richterin -
nen und Richter, Soldatinnen und Sol -
daten sowie der Versorgungsem pfän -
gerinnen und Versorgungsem pfänger
regelmäßig an die Entwick lung der
allgemeinen wirtschaftlichen und fi -
nan ziellen Verhältnisse anzupassen.

Dem hat das Bundeskabinett entspro-
chen und den Entwurf eines Bun -
desbesoldungs- und -ver sorgungs an -
passungsgesetzes 2014/2015 be -
schlossen. Der von Bundesinnen -
minister Dr. Thomas de Maizière vor-
gelegte Gesetzentwurf regelt die
Übertragung des Tarifergebnisses für
den öffentlichen Dienst im Bund vom
1. April 2014 auf die Beamten, Rich -

ter und Soldaten sowie Versorgungs -
em pfänger des Bundes.

Das Ergebnis der Tarifverhandlungen
wird zeit- und inhaltsgleich übernom-
men. Die Dienst- und Versorgungs be -
züge werden demnach im März 2014
und März 2015 linear angehoben. Die
Grundgehälter erhöhen sich zum
März 2014 mindestens um 90 Euro.

Die Erhöhungen – dies gilt auch für
den Mindestbetrag von 90 Euro – ver-
mindern sich um jeweils um 0,2
Prozentpunkte, so dass die Bezüge im
Ergebnis

n zum 1. März 2014 um 2,8 Prozent,
oder, bei einer Mindesterhöhung,
auch um einen höheren Prozent -
satz, und 

n zum 1. März 2015 um 2,2 Prozent.

erhöht werden.

Der Unterschiedsbetrag wird der Ver -
sorgungsrücklage des Bundes zuge-
führt. Der Aufbau der Versorgungs–
rücklage ist seit längerem gesetzlich
verankert. Er leistet einen Beitrag zur
Sicherung der Finanzierungs grund -
lagen der Beamtenversorgung.

Die Anwärterbezüge erhöhen sich
dem Ergebnis der Tarifverhandlungen
zum 1. März 2014 entsprechend um
40 Euro und zum 1. März 2015 um
20 Euro. Dies stellt ein wichtiges
Signal für den Nachwuchs im Be -
amtenbereich dar. Der Kabinett–be -
schluss sichert allen Statusgruppen
des öffentlichen Dienstes des Bundes
eine gleichgerichtete Bezüge ent -
wicklung. Aus technischen Gründen
können die erhöhten Bezüge voraus-
sichtlich erstmals zum Oktober dieses
Jahres gezahlt werden. (BMI)

Tarifergebnis wird übertragen
Dienst- und Versorgungsbezüge werden angehoben

Ingenieure im Öffentlichen Dienst
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u einem Informationsaus -
tausch trafen sich im Februar
das Präsidium des Zentralver -

bandes der Ingenieurvereine (ZBI) und
die Parlamentarische Staatssekretärin
beim Bundesminister für Wirtschaft
und Energie, Iris Gleicke MdB. The -
matisiert wurde der Koalitionsvertrag
der Bundesregierung und die Bedeu -
tung aus ingenieurpolitischer Sicht.
Schwerpunkte dabei waren insbeson-
dere die Bereiche „Ingenieure im
öffentlichen Dienst“ und „Infrastruk -
tur in Deutschland“.

Da technische Führungspositionen in
der öffentlichen Verwaltung oftmals
nicht mit Ingenieuren besetzt werden,
sieht der ZBI große Probleme bei der
Umsetzung öffentlicher (Bau-)Maß -
nahmen. Im Zeitalter des schnellen
technischen Fortschritts ist hier der
Sachverstand des Ingenieurs unerläss-
lich. Der ZBI sieht die Notwendigkeit
für Maßnahmen die sicherstellen,
dass Leitungsfunktionen in techni-
schen Verwaltungen Ingenieuren vor-
behalten sein sollten. Die Innovations -

kraft der Ingenieure ist der Motor des
Wirtschaftsstandorts Deutschlands. In
diesem Kontext steht der öffentliche
Dienst bei der Gewinnung von qualifi-
zierten Ingenieuren in Konkurrenz mit
der freien Wirtschaft. Es sollten nach
Auffassung des ZBI daher kurzfristig
politische Strategien entwickelt wer-
den, um für den öffentlichen Dienst
qualifizierte Ingenieure zu gewinnen;
dies auch vor dem Hintergrund, dass
es schon jetzt einen erheblichen Inge -
nieurmangel gibt. 

Die Infrastruktur ist nach Auffassung
des Präsi di ums des ZBI ein wichtiger
Faktor für die globale Wett be -
werbs fähigkeit Deutschlands.
Bei spielsweise ergab eine ak -
tuelle Befragung des Instituts
der deutschen Wirtschaft Köln,
dass zwei Drittel der Unterneh -
men ihre Geschäftstätigkeit
durch Mängel im Straßenver -
kehrsnetz be einträchtigt sehen.
Und mehr als die Hälfte der
Befragten bewerten den Zu -
stand der Kommuni kations -

netze als Hemmnis für ihre Arbeit. Der
ZBI be grüßt das klare Be kenntnis der
Re gierungsparteien zu substanziellen
Erhöhungen und zur Versteti gung der
Mittel für die Ver kehrsin frastruktur,
hält aber im Sinne der Planungs si -
cherheit eine zeitnahe und konkrete
Ausgestaltung der Infra struk tur finan -
zierung für zwingend erforderlich.

Zusätzlich setzt sich der ZBI dafür ein,
die bisherigen formellen Planungs-
und Entscheidungs verfah ren noch
mehr zu optimieren und pa rallel die
Partizipation der Gesellschaft weiter
auszubauen.

Ingenieure im Öffentlichen Dienst

Bedeutung der Ingenieure hervorgehoben
Mehr technische Führungspositionen in der öffentlichen Verwaltung gefordert
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Z

er Europäische Gerichtshof
hat die deutsche Übergangs -
re gelung zur Einstufung von

Beamten grundsätzlich gebilligt. Die
Richter be stätigten zwar, dass es unzu-
lässig sei, die Besoldung vom Lebens -
alter ab hängig zu machen. Beim Um -
stieg von einem auf ein anderes Besol -
dungs system seien aber Übergangs -
rege lungen legitim. Denn das EU-
Recht schreibe keinesfalls vor, den dis-
kriminierten Beamten rückwirkend
einen Ausgleich zwischen dem tat-
sächlichen und dem höchstmöglichen
Gehalt ihrer Besoldungsstufe zu zah-
len. Wichtig sei vielmehr, dass der wei-
tere Aufstieg in der Besoldungs skala

nun von der Dienstzeit und eben nicht
mehr vom Lebensalter abhängig sei. 

Bei dem Verfahren ging es um die
zwi schenzeitlich abgeschaffte deut-
sche Regelung, wonach die Einstu -
fung eines Beamten von seinem Le -
bens alter abhängt. Seit 2009 wird die
Bezahlung im Bund und seit 2011 in
Berlin an die Dienstjahre und Leis tung
gekoppelt. Eine Übergangsrege lung
für Berliner Beamte orientiert sich
aber am bisherigen Gehalt. Das Urteil
ist eine Überraschung: denn die höch-
sten EU-Richter wichen damit von der
Einschätzung des Generalan waltes
des Europäischen Gerichtshofes ab.

Dieser hatte die Auffassung vertreten,
das EU-Recht schreibe einen rückwir-
kenden Schadenersatz vor. 

Bei einem Erfolg der Klage hätte dem
Bund und den Ländern wahrscheinlich
hohe Schadenersatzansprüche ge -
droht. Mehrere Bundesländer hatten
sich bei der Aufstellung ihrer Haus -
halte bereits auf entsprechende Forde -
rungen eingestellt. Nach dem EuGH-
Urteil müssen deutsche Ge richte nun
allerdings noch prüfen, ob Beamten in
bestimmten Fällen eine Entschädigung
zustehen könnte, weil Deutschland
das EU-weite Verbot der Altersdiskri -
minierung zu spät umgesetzt hat.

EuGH billigt Übergangsregelung

Das ZBI-Präsidium traf sich im Deutschen Bundestag
mit StS Iris Gleicke 

D



m Gegensatz zur Nutzung der
Windkraft hat in Deutschland die
Wasserkraft für die Energiewende

nur eine untergeordnete Bedeutung.
Darauf wies anlässlich des Welt -
wasser tages am 22. März 2014 Edgar
Freund, Präsident des Bundes der
Ingenieure für Wasserwirtschaft, Ab -
fallwirtschaft und Kulturbau e.V.
(BWK) in Wiesbaden hin. Der weitere
Ausbau der Wasserkraft stünde in vie-
len Fällen nicht im Einklang mit den
Belangen des Umwelt- und Gewäss -
er schutzes, insbesondere mit den An -
forderungen der Wasserrahmen richt -
linie. Der aktuelle Entwurf der Novelle
zum Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG 2014) würde dem nur unzurei-
chend Rechnung tragen.

„Für die Energiewende stehen in Be -
reichen von On- und Offshore-Wind -
energieanlagen deutlich größere Po -
tenziale zur Verfügung als für die
Wasserkraft“, meinte Freund. „Jede
Wasserkraftnutzung, auch an beste-
henden Stauanlagen, kann nach un -
serer Auffassung unter gewässeröko-
logischen Gesichtspunkten betrachtet
die Gefahr einer Verschlechterung für
das Fließgewässer mit sich bringen.“ 

Wasserkraftanlagen behindern nach
Mitteilung des BWK die Durchgängig -
keit, verschlechtern die Gewässer -
struktur und führen zu Lebensraum -
verlusten sowie direkten Schädigun -
gen von Fischen. Deshalb müssten der
energetische Nutzen einer Wasser -
kraft anlage und die Schädigung für
das Gewässer nach Auffassung des
BWK in einem angemessenen Ver -
hältnis zueinander stehen. Das sei bei
vielen, insbesondere kleinen Anlagen
nicht der Fall, so der BWK.

Die Anforderungen der Wasserrah -
men richtlinie, einereuropäischen Ge -
wässerschutznorm, verlangen Verbes -
serungen im Bereich der Gewässer -
ökologie. Hierzu gehört an erster Stel -
le die (Wieder-) Herstellung der Ge -

wässerdurchgängigkeit für Organis -
men. Verschlechterungen sind nach
den Vorgaben der Wasserrahmen -
richt linie zu vermeiden, häufig wird
hier auch von einem Verschlechte -
rungs verbot gesprochen.

Insbesondere in Küstennähe und im
weiteren Verlauf größerer Fließge -
wässer, den so genannten Vorrang-
oder auch Verbindungsgewässern,
sollten daher nach Auffassung des
BWK vor der Abzweigung in bedeut-
same Laich-, Aufwuchs- und Nah -
rungshabitate neue Wasserkraftan -
lagen nur noch dann zugelassen wer-
den, wenn durch geeignete Maßnah -
men sichergestellt wird, dass die für
die Erhaltung von Fischpopulationen
erforderliche Wanderung vom Meer
in die ersten, für den Lebenszyklus
zahlreicher Fische und sonstiger aqua-
tischer Organismen bedeutsamen
Nebenflüsse und umgekehrt langfri-
stig nicht blockiert werden.

Beim Ausbau der Wasserkraft insbe-
sondere in Süddeutschland sieht der
BWK die Priorität bei der Modernisie -
rung und ökologischen Verbesserung
der bestehenden Wasserkraftanlagen
nach den Vorgaben der Wasserrah -
men richtlinie. Ein Neubau in bisher
für die Energiegewinnung ungenutz-
ten Fließgewässern sollte auch hier
nur noch in Ausnahmefällen erfolgen.

Im Dezember 2014 werden nach dem
Fristenplan der Wasserrahmenricht -
linie die neuen Bewirtschaftungspläne
für die Flussgebietseinheiten der
Öffentlichkeit vorgestellt. Der BWK
erwartet, dass darin auch Festlegun -
gen für die künftige Wasserkraft -
nutzung enthalten sind. „Die bisheri-
gen Anstrengungen des Bundes und
der Länder zur Erreichung des guten
ökologischen Zustands der Gewässer
dürfen nicht durch Erleichterungen
der EEG-Novelle in Bezug auf die
Wasserkraft konterkariert werden“,
meinte Freund. Nach dem Entwurf der

EEG-Novelle soll auf ein gewässeröko-
logisches Sachverständigengut achten,
das für die Einspeisever gü tung ver-
langt wird, künftig verzichtet werden.

Seit 1993 wird der Weltwassertag
jährlich am 22. März begangen. Er ist
ein Ergebnis der UN-Weltkonferenz
über Umwelt und Entwicklung 1992
in Rio de Janeiro, auf der er von der
UN-Generalversammlung per Resolu -
tion ausgerufen wurde. Der Welt -
wassertag 2014 steht unter dem
Motto „Wasser und Energie“ – zwei
Komplexe, die eng miteinander ver-
bunden sind und in gegenseitiger
Abhängigkeit stehen. So erfordern
beispielsweise die Energieerzeugung
und -übertragung insbesondere für
Wasserkraft, Kernkraft und thermi-
sche Energiequellen die Nutzung von
Wasserressourcen. Der Tag des Was -
sers 2014 will auf diese Zusammen -
hänge aufmerksam machen und für
deren Berücksichtigung in wasser-
und energiepolitischen Strategien und
Maßnahmen werben. 

Im BWK haben sich rund 3.500 Inge -
nieure und Naturwissenschaftler or-
ganisiert, um den Umweltschutz auf
den Gebieten der Wasserwirtschaft,
Abfallwirtschaft und des Boden schut -
zes durch regelmäßigen Informations-
und Erfahrungsaustausch aber auch
durch die Erarbeitung und Veröffent -
lichung von technischen Vorschriften
und Arbeitshilfen voranzubringen.
Hierbei kommt es darauf an, die
Nutzungsansprüche der Menschen
und der gewerblichen Wirtschaft
durch technische Maßnahmen mit
den ökologischen Anforderungen in
Einklang zu bringen. 

Weltwassertag 2014: Wasser und Energie
BWK fordert Einschränkungen beim Ausbau der Wasserkraft
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Stuttgarter Erklärung
Die baden-württembergischen Inge -
nieurinnen, Ingenieuren und die Bau -
wirtschaft haben in einer gemeinsame
Erklärung zur Öffentlichkeitsbe tei li -
gung bei Projekten für Infrastruktur,
Industrie und Stadtentwicklung auf-
gefordert:

Der Wohlstand und die hohe Lebens -
qualität der Bürgerinnen und Bürger
in Deutschland sind nicht selbstver-
ständlich. Wir müssen beständig da -
ran arbeiten, dieses Gut zu bewahren
und auszubauen. Dazu brauchen wir
eine leistungsfähige und zuverlässige
Infrastruktur für Energie und Mobili -
tät, moderne und effiziente Produk -
tionsstätten und Verwaltungsbauten,
nachhaltige Stadtentwicklung mit
lebenswerten öffentlichen Räumen,
aber auch eine intakte Kulturland -
schaft mit Erholungsräumen, in der
Natur- und Artenschutz einen hohen
Stellenwert haben.

Architekten und Ingenieure in der
öffentlichen Verwaltung, in Planungs -
gesellschaften und Bauunternehmen
gestalten die Umwelt maßgeblich mit,
indem sie planen, bauen und erhal-
ten, erneuern und ausbauen. Dabei
gilt es, die Aufgaben immer wieder
neu zu lösen.

Bürgerinnen und Bürger möchten an
diesen Veränderungsprozessen immer
häufiger teilhaben – sei es, um sich zu
informieren, sich konstruktiv einzu-
bringen oder um sich gegen etwas zu
wehren, das sie nicht mittragen oder
nicht in ihrer Nähe dulden möchten.

Öffentliche und private Vorhaben trä -
ger sollten deshalb rechtzeitig den
Dia log mit betroffenen Bürgerinnen
und Bürgern aufnehmen, um zu infor-
mieren, ihre Anliegen zu hören und

weitgehend verträgliche Lösungen zu
entwickeln. Im gleichen Maße sollten
Bürgerinnen und Bürger auch wäh-
rend der Planungs- und Realisierungs -
phasen durch gute Kommunikation an
den Entwicklungen teilhaben können.
Es wird nicht immer gelingen, Pro jekte
im Konsens mit allen umzusetzen. Der
Dialog kann aber das gegenseitige
Verständnis deutlich verbessern.

Wir, Ingenieurinnen, Ingenieure und
Bauwirtschaft, erklären hiermit aus-
drücklich unsere Bereitschaft, unsere
öffentlichen und privaten Auftragg -
eber bei dieser Öffentlichkeits be tei -
ligung tatkräftig zu unterstützen. Wir
wollen Projekte in einer konstruktiven
Atmosphäre planen und ausführen.
Auch dies soll Teil einer neuen Dialog -
kultur sein.

In diesem Sinne wollen wir unseren
Beitrag dazu leisten, dass die Ver -
waltungsvorschrift „Öffentlich keits -
be teiligung“ der Landesregierung Ba -
den-Württemberg mit dem zugehöri-
gen Leitfaden im Interesse aller gut
umgesetzt und gelebt werden kann.

(BDB BW)

Infrastruktur ist
wich tige Voraus -
setzung
Deutschlands Infrastruktur bedarf
einer dringenden Sanierung bei den
Verkehrswegen und erheblichen
Anstrengungen für einen flächendek-
kenden Breitbandausbau im Bereich
der Informations- und Kommuni -
kationstechnik (IKT). In dieser grund-
sätzlichen Bewertung waren sich ZBI
und die Ingenieure für Kommunika -
tion (IfKom) einig.

Im Rahmen der Hauptvorstands sit -
zung des Dachverbandes ZBI, des
Zen tralverbandes der Ingenieurver ei -

ne, sprachen ZBI-Vizepräsident Man -
fred Kehr vom VDEI sowie Andreas
Hofert und Heinz Leymann vom
IfKom-Bundesvorstand aber auch
über Synergien, die es beim Infra -
strukturausbau zu nutzen gilt. So bie-
tet beispielsweise das Telekommu ni -
kationsgesetz die Möglichkeit, frem de
Infrastrukturen mit zu nutzen. In der
Praxis verursachen aber gerade Que -
rungen von Kabellinien und Bahn -
trassen häufig kostspielige und lang-
wierige Verfahren, die zu Verzöge run -
gen im Ausbau führen.

Einig waren sich Kehr und die IfKom-
Vertreter auch über die wichtigen
Aufgaben, die die Ingenieure in den
technisch anspruchsvollen Bereichen
zu erfüllen haben. Auf deren Fach -
kompetenz darf man nicht verzichten,
auch wenn in diesen Zeiten bei den
Unternehmen eher finanzielle Erfolge
und die Sicherung der Geschäfts mo -
delle im Vordergrund stehen. Daher
setzt sich der ZBI, der als Dachverband
über 50.000 Mitglieder in Deutsch -
land vertritt, für ein attraktives Inge -
nieurstudium ein und unterstützt die
Förderung junger Menschen in den
MINT-Berufen, auch mit dem Ziel, den
Frauenanteil zu erhöhen. Darüber
hinaus fordert er das Promotionsrecht
an forschungsstarken Fachhoch schu -
len und gehört zur Trägerge mein -
schaft „Registerkommission“ der en -
gineering-card, des internationalen
Berufsausweises für Ingenieure.

Die Aufgaben der Ingenieure sind aus
Sicht der Ingenieurverbände nicht
geringer geworden. Damit diese Auf -
gaben auch zum Erfolg führen, also
Technik und Dienstleistungen sich für
alle Bürger spürbar verbessern, müs-
sen auch die Rahmenbedingungen

v.l.n.r.: Heinz Leymann (IfKom), Manfred
Kehr (ZBI), Andreas Hofert (IfKom)
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stimmen. Das beginnt bei der   der
Arbeitsplätze und führt bis zu den
politischen Entscheidungen, die
Deutsch land im internationalen Wett -
bewerb stärken müssen. Solche wich-
tigen übergeordneten Ziele lassen sich
nur gemeinsam durchsetzen. Um poli-
tisch und gesellschaftlich Gehör zu
finden, werden die Verbände ihre For -
derungen über den ZBI als Dach -
verband der Ingenieurvereine und
nach dem VDI als zweitgrößte Inge -
nieurorganisation in Deutschland an
die Entscheidungsträger aus Politik
und Wirtschaft richten.

(IfKom)

Netzneutralität
Die US-Aufsichtsbehörde FCC will die
Regelungen zur Netzneutralität den
aktuellen Gerichtsentscheidungen an -
passen. Ausnahmen von der Gleich -
behandlung beim Transport der Daten
sollen unter noch festzulegenden Be -
dingungen zugelassen werden. Die In -
genieure für Kommunikation (IfKom)
sehen darin zunächst keine Gefähr -
dung der Netzneutralität, wenn durch
die neuen Regelungen keine langfri-
stige Aushöhlung des freien Internets
erfolgt und Netzbetreiber ihre
Angebote zu gleichen transparenten
Bedingungen allen Interessenten
zugänglich machen. Eine solche Vor -
gehensweise könnte möglicherweise
sogar beispielgebend für Europa sein.

Gleichwohl müsse bei allen Ge -
schäfts modellen, bei denen sich In -
halteanbieter eine „Überholspur“ bei
den Netzbetreibern kaufen können,
darauf geachtet werden, den allge-
meinen diskriminierungsfreien Zu -
gang für Jedermann zum offenen
Internet zu erhalten und die Aus -
nahmen restriktiv zu handhaben,
unterstreicht der IfKom-Bundes vor -
stand seine Position.

In Deutschland gibt es im Internet
keine garantierte Übertragungs qua -
lität. Alle Datenpakete werden nach

dem Best-Effort-Prinzip „nach bestem
Bemühen“ gleich behandelt, jedoch
nur, solange genügend Übertra -
gungs ressourcen im Netz vorhanden
sind. Werden zeitkritische Dienste wie
Videoanwendungen übertragen, die
auf eine stabile und leistungsfähige
Verbindung angewiesen sind, wäre
dies bei Engpässen im Netz nur im
Rahmen von zusätzlichen Qualitäts -
klassen (Quality of Service) garantiert.
Einer Geschwindigkeitsdrosselung
bedarf es nach Auffassung der IfKom
jedoch nicht.

Alle Parteien sprechen sich derzeit für
die Erhaltung der Netzneutralität aus.
Das Bundeswirtschaftsministerium
will sich in den laufenden Verhand -
lungen zur Netzneutralität auf EU-
Ebene nachdrücklich für ein offenes
Internet einsetzen, „so wie wir es
heute kennen“. Nach Einschätzung
der IfKom wird es zukünftig ange-
sichts rapide steigender Daten men -
gen und zeitkritischer Anwendungen
wohl Ausnahmeregelungen geben.
Solche Regelungen müssen aber das
offene Internet in seiner Substanz
erhalten und dürfen nicht zu einer
schleichenden Zwei-Klassen-Gesell -
schaft führen. Hierzu ist viel sachliche
Diskussion erforderlich, die Ideologie
sollte draußen bleiben!

(IfKom)

Bundesverkehrs -
wegeplan
Das Bundesministerium für Verkehr
und Infrastruktur – BMVI – arbeitet an
einer Konzeption für die Verbesse rung
der Infrastruktur in Deutschland. Da -
her erstellt das Ministerium derzeit ei -
nen Bundesverkehrswegeplan BVWP,
der die Grundlage des Infrastruktur-
Konzeptes bilden soll. Am 07. April
2014 wurden Vertreter von Verbän -
den mit Bezug zur Verkehrsinfra -
struktur zum Konsultationsgespräch

nach Berlin geladen, um ihre Expertise
in das Vorhaben mit einzubringen.
Der Verband der Deutschen-Eisen -
bahn-Ingenieure e.V. (VDEI) hat sich
mit einer Stellungnahme zur Teil nah -
me qualifiziert und wurde durch Dr.
Joachim Warlitz, Vizepräsident und
Sascha Behnsen, Vorsitzender des
Arbeitskreises Verkehrspolitik vertre-
ten. 

Im BVWP sind zur Bewertung der
Infra struktur neue Nutzen- Kompo -
nenten vorgestellt worden. Anstatt
wie bisher den Schwerpunkt auf Zeit-
und Transportkosteneinsparung zu
legen, möchte der Bund nun zukünf-
tig die Zuverlässigkeit des Verkehrs -
ablaufes berücksichtigen. Das ist aus
Sicht des VDEI zu begrüßen. „Wenn
der Bund für einen zuverlässigen und
pünktlichen Zugbetrieb sorgt, trägt er
damit wesentlich  zur Sicherung unse-
rer Mobilität bei“, so Behnsen.

Bisher sieht der BVWP nicht vor, dass
betriebliche Störungen und Unfälle
als Einflussfaktoren für die Zuverläs -
sig keit im Verfahren berücksichtigt
werden. Hier sieht der VDEI noch An -
passungsbedarf. „Werden beispiels-
weise wesentliche Infrastrukturele -
mente wie Weichen herausgenom-
men, müssen Züge bei unvorherseh-
baren Störungen bereits etliche
Kilometer vor der Unfallstrecke auf
das Gegengleis gelenkt werden. Dies
spart zwar Kosten, senkt aber die
Leistungsfähigkeit erheblich. Die
Folge sind meist große Verspätungen
im Schienennetz“, fügt Behnsen
hinzu. 

„Im Bewertungsverfahren der Kosten-
Nutzen-Analyse müssen auch kleine-
re, leistungssteigernde Maßnahmen
im Schienennetz wie z.B. durch
Signaltechnik bewertet werden kön-
nen“ ergänzt Warlitz. „Auch muss
der Erhalt der bestehenden Aus -
weich möglichkeiten im Netz gewähr-
leistet werden. Um eine nachhaltige
Mobilität auf der Schiene dauerhaft
zu sichern, ist es wichtig, dass die Fle -
xi bilität der Schieneninfrastruktur als
wichtigstes  Kriterium bei der Zuver -
lässigkeit des Verkehrsablaufs gilt.
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Hierauf muss das  Bewertungsver -
fahren des BVWP ausgerichtet sein“,
erklärt Behnsen.

Als Vertreter des Berufsverbandes für
Eisenbahn-Ingenieure weist der VDEI
darauf hin, dass das Bewertungsver -
fahren des Konzeptes so gestaltet sein
sollte, dass darüber Einigkeit in der
Öffentlichkeit besteht. 

Das BMVI möchte die Verkehrsinfra -
struktur für Deutschland stärken und
verbessern. Die Grundlage hierfür
 bildet der Bundesverkehrswegeplan
BVWP. Dieser soll bis zum Jahr 2015
entwickelt werden. Anhand des
BVWP wird der zukünftige Bedarf an
Verkehrsinfrastruktur ermittelt wer-
den. Er dient dazu festzustellen, wie
ein realistisches Gesamtkonzept aus-
sehen könnte, was Ziel des Vorhabens
ist und welche Projekte zu welchem
Zeitpunkt angegangen werden. 

(VDEI)

Ingenieurtag
Unter dem Leitthema „Infrastruktur
stärken – Zukunft sichern, Ausbau -

stand und Leistungsfähigkeit der
west deutschen Kanäle“ veranstaltete
der Ingenieurverband Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung (IWSV) am
9.Mai 2014 seinen VI. Ingenieurtag in
Münster. Über 80 Teilnehmer/innen
waren beeindruckt von der herausra-
genden Fachkompetenz der Vortra -
genden. 

Die Veranstaltung wurde durch die
Bundesvorsitzende der IWSV, Dipl.-
Ing. Kerstin Metzner eröffnet. Metz–
ner unterstrich die Bedeutung und die
Leistung der Ingenieurinnen und
Ingenieure der WSV für eine funktio-
nierende Wasserstraßeninfrastruktur
in Deutschland. Der Präsident der
Generaldirektion Wasserstraßen und
Schifffahrt, Dr.-Ing. Hans-Heinrich
Witte, ging in seinen Grußworten u.a.
auf die Reform der WSV ein und
betonte das Ziel einer schlanken und
effektiven Verwaltung mit fachkom-
petentem Personal für das operative
Geschäft in der Region. Organisator
der Veranstaltung war die Bezirks -
gruppe West des IWSV. Der Vorsitzen -
de der Bezirksgruppe, Dipl.-Ing. Udo
Andrejewski, moderierte den Inge -
nieur tag in einer sehr sympathischen
Weise. Die hervorragende Organisa -
tion und die hohe Qualität der
Vorträge wurden von allen Seiten her-
vorgehoben. „Mit dem Ingenieurtag
haben Sie einen wertvollen Beitrag
geleistet, das Bewusstsein der Inge -
nieure für die Wertschätzung ihrer

eigenen Arbeit weiter zu stärken“,
sagte Dr.-Ing. Heinrich Bökamp, Präsi -
dent der Ingenieurkammer Bau Nord -
rhein-Westfalen.

In 2016 wird die Bezirksgruppe Süd
den VII. Ingenieurtag ausrichten. Als
Veranstaltungsort ist Regensburg vor-
gesehen.

(IWSV

Goldenes Lot
Professor Dr. Klaus Grewe, Geodät
und Buchautor wird am 12. Sep tem -
ber für seine herausragenden wissen-
schaftlichen Arbeiten und Publika tio -
nen zur Erforschung römischer Aquä -
dukte im Rahmen einer großen Fest -
veranstaltung in Köln vom Verband
Deutscher Vermessungsingenieure
(VDV) mit dem GOLDENEN LOT aus-
gezeichnet.

Bekannt wurde Grewe durch zahlrei-
che Publikationen von Ausgrabungen
und Vermessungen an verschiedenen
römischen Wasserleitungen, von
denen aktuell der Bildband „Aquä -
dukte – Wasser für Roms Städte“
einen empfehlenswerten und sehr
anschaulichen Überblick über das
hohe Niveau der römischen Inge -
nieur kunst gibt. Die ebenfalls von
Grewe bearbeitete „Bibliographie zur
Geschichte des Vermessungswesens“
ist ein Standardwerk der Technik ge -
schichte. Die Forschungsarbeiten von
Prof. Dr. Klaus Grewe haben interna-
tional große Beachtung gefunden
und sind keineswegs nur auf das
Rheinland beschränkt: Grewe forsch-
te in ganz Europa, Nordafrika und in
Vorderasien nach den Resten von
Wasserleitungen aus der Römerzeit. 

In diesem Jahr wird das GOLDENE
LOT zum 25. Mal verliehen. Es ist eine
schöne Tradition, dass jeweils der
Vorjahrespreisträger die Laudatio auf
seinen Nachfolger hält. Wir dürfen

Die Referenten v.l.n.r.: Dirk Bölling, Michael Heinz, Heinrich Bökamp, Meike Cropp, Kerstin
Metzner, Hans-Heinrich Witte, Heinz Leymann, Birgit Maßmann, Johannes Paß, Udo
Andrejewski, Hans Jakob Thyßen, Joachim Abratis
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also gespannt sein, wie der Wissen -
schaftscomedian Bernhard Hoëcker
diese Herausforderung lösen wird.

Zu der Veranstaltung werden Reprä -
sen tanten des Vermessungswesens
und benachbarter Ingenieurdiszi pli -
nen aus dem gesamten Bundes ge biet
erwartet, darunter auch die Parla men -
tarische Staatssekretärin beim Bun -
deswirtschaftsminister, Iris Gleicke.

Sofern auch Sie dabei sein möchten,
können Sie sich unter www.vdv-onli-
ne.de online anmelden oder Sie wen-
den sich an die VDV-Geschäftsstelle,
Weyerbuschweg 23, 42115 Wupper -
tal, Tel./Fax/AB: 0202 – 71 60 579. 

Für die Teilnahme wird ein Unkosten -
beitrag in Höhe von 47,– EUR erho-
ben. Darin enthalten sind Buffet und
Getränke.

Geodäsie-Akademie
Am 21./22.02.2014 trafen sich zahl-
reiche Vertreter der drei geodätischen
Verbände BDVI, DVW und VDV in
Hannover, um den offiziellen Start -
schuss für die gemeinsame Plattform

der GEODÄSIE-AKADEMIE zu geben.
Gemäß der Sieker Deklaration von
2010, dem Impulsgeber für ein zu -
kunftsfähiges Berufsfeld Geodäsie,
wurde damit von den drei Verbänden
die berufliche Fort- und Weiter bil -
dung von Geodäten in einer einheit-
lichen Form unter einem organisatori-
schen Dach umgesetzt. Damit ge hen
die drei Verbände einen weiteren
gemeinsamen Schritt im Sinne der
wäh rend der INTERGEO 2013 in Essen
gegründeten „Interessenge mein -
schaft-Geodäsie (IGG)“.

Auf der Internetseite www.geodäsie-
akademie.de steht ein interner Semi -
narkalender zur Verfügung, in dem
alle geplanten Termine der Verbände
und deren Bildungseinrichtungen ein-
gestellt werden. Die Abstimmung der
jeweiligen Seminare erfolgt verbände-
übergreifend und es werden somit
thematische und zeitliche Über schnei -
dungen vermieden. Festgelegte Ter -
mine für Veranstaltungen werden im
zweiten Schritt im öffentlichen Be -
reich des Kalenders den Mitgliedern
der Verbände und anderen Interes -
sier ten zur Verfügung gestellt. 

Veranstaltungen werden in einem ein-
heitlichen Layout mit einem vorläufi-
gen, neu entwickelten Logo der GEO-

DÄSIE-AKADEMIE angekündigt und
beworben. Im Sinne eines Corporate
Design erfolgt die individuelle Gestal -
tung der Flyer zum Seminar mit ein-
deutiger Kennzeichnung des jeweili-
gen Veranstalters bzw. federführen-
den Verbandes. Die Vorlagen dazu
stehen allen Seminarorganisatoren
der Verbände im internen Bereich der
Webseite zur Verfügung und bieten
genügend Freiheit für die spezifischen
Inhalte mit einem gemeinsamen Rah -
men-Design.

Zu den Schritten einer Harmonisie -
rung der Aktivitäten gehört auch,
dass die Mitglieder aller drei Verbände
für die Seminarveranstaltungen die
gleichen Teilnahmebeiträge zahlen. 

Alle Mitglieder der Verbände sind auf-
gerufen, diese Kooperation bezüglich
Fort- und Weiterbildung „mit Leben
zu füllen“. Die Anfänge sind mit eini-
gen gemeinsam veranstalteten Semi -
na ren bereits gemacht. Mit der
Webseite www.Geodäsie-Akademie.
de und den vorbereiteten Materialien
gilt es nun, das weitere Zusammen -
gehen der Verbände zum Nutzen des
Berufsstandes der Geodäsie zu inten-
sivieren.

(IGG)




